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MARGINALIEN/REZENSIONEN

Wilfried Gaurn
Solidarische Ökonomie und
Selbstverwaltungsgesellschaft

Tagung 2012 der Loccumer Initiative

Die 22. Jahrestagung der Loccumer Initi-
ative Kritischer Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler vom 30. März bis
1. April 2012 in Bremen hatte, wie es in der

Einladung hiess, zum Ziel, über mögli-
che Alternativen zu der «immer kurzat-

migeren Politik einer Stabilisierung der

globalen Ökonomie» zu diskutieren. Im
Vordergrund standen zwei Debatten-

stränge, in denen Gewerkschaften und
ihr Umfeld einerseits und die ökologi-
sehe bzw. globalisierungskritische Be-

wegung andererseits Antworten auf die

bislang einzigartige Zusammenballung
ökonomischer, sozialer und ökologischer
Krisen zu finden versuchten. Die Aufar-

beitung der gescheiterten Sozialismus-

konzeptionen gehörte dazu ebenso wie
die Suche nach verallgemeinerungsfähi-

gen Konzepten einer Demokratisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft. Dabei

ging es auch um das altbekannte Span-

nungsverhältnis von betrieblicher Auto-
nomie und gesamtwirtschaftlicher Pia-

nung.
Michael Krätke leitete die Tagung mit

einem Referat über die aktuelle Kritik am
Kapitalismus und über demokratische
Alternativen ein. Er beschrieb die derzei-

tige wirtschaftliche Lage als eine der

grossen Krisen, deren ökonomische und

politische Bedeutung weit über die übli-
chen, etwa alle 7 bis 8 Jahre auftretenden
kapitalistischen zyklischen Krisen hin-
ausgehe. Seiner Ansicht nach befinden
wir uns in einer Grossen Depression, die

mit einer ökologischen und einer Hun-
gerkrise zusammenfällt. Aus Krisen die-
ses Typus kam der Kapitalismus immer
anders heraus, als er hineingegangen ist.

In der aktuellen Situation erweise sich

einmal mehr, dass Kapitalismus und De-

mokratie eine sehr widersprüchliche
Kombination bilden: Die Wahlen in Ir-
land 2010, in Portugal und Spanien 2011

hätten nicht dazu geführt, dass die von
der faktisch regierenden, international
agierenden Troika den nationalen poli-
tischen Eliten aufgenötigten Sparpro-

gramme auch nur kritisch hinterfragt
worden wären. Die Ankündigung Pa-

pandreos' in Griechenland, das Spardik-
tat einer demokratischen Volksabstim-

mung zu unterziehen, führte nach mas-
sivsten Pressionen durch die Troika zur
Etablierung einer Notstandsregierung,
ebenso in Italien. Das Regime eines de-

mokratischen Kapitalismus wurde fun-
damental beschädigt, zumal bis jetzt der
Finanzsektor alle Runden im Kampf um
seine Regulierung gewonnen habe. Die

Tendenz zu einem weiteren Abbau des

Staatssektors, zu mehr Privatisierung,
mehr Staatsschulden, zur Verminderung
öffentlicher Vermögen und zu höherem
Steuerdruck auf die breite Bevölkerung
ist ungebrochen.

Im folgenden Block sollten die «Er-

folgsbedingungen selbstverwalteter Öko-
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nomien» thematisiert werden. Einstiegs-
Statements dazu hielten Gisela Notz («Er-

fahrungen mit alternativen Betrieben in
Deutschland»), Ciarita Müller-Planten-

berg («Selbstverwaltete Produktions-
und Verbrauchsketten und universitäre

Unterstützungsstrukturen») sowie Dag-

mar Embshoff («Aktuelle Entwicklung
Solidarischer Ökonomien und ihre Ver-

netzung»). Die eigentlich zentrale Frage
nach den Erfolgsbedingungen Solidari-
scher Ökonomie wurde aber von den eher

deskriptiv gehaltenen Einleitungsbeiträ-
gen nicht beantwortet. In der Diskussion
wurden dann Fragen aufgeworfen, die

wenig Erfahrung und Kenntnis von den
Problemen verrieten: Richtet sich die So-

lidarische Ökonomie nicht eher in Ni-
sehen ein, und wie soll daraus ein Impuls
für eine Bewegung werden? Gibt es kei-

nen Zusammenhang mit einer kapitalis-
tischen Selbsterneuerungsbewegung?
Sind Genossenschaften Kinder der Not
oder eine Bewegung zu einem anderen

Arbeiten und Leben? Und muss man rea-

listischerweise nicht davon ausgehen,
dass Betriebe wie die von Longo Mai mit
ihrem Ansatz, ein «gutes Leben» («buen

vivir») anzustreben, sich vom alten stra-

tegischen Ziel der Arbeiterbewegung, der

politischen Machtübernahme nämlich,
längst verabschiedet haben? Gisela Her-

bert, deren Thema die Organisation einer
selbstverwalteten Gesellschaft zwischen
Markt und demokratischer Planung war,
warnte die Genossenschaften davor, sich

mit zu hohen Ansprüchen und Idealisie-

rungen andauernd zu überfrachten.
Dieser Tagungsblock einschliesslich

der Diskussionsbeiträge gab Aufschluss
über den gegenwärtigen Stand der Ent-

wicklung einer solidarischen Ökonomie.

Hingegen konnte der Zusammenhang
zwischen der Krise des neoliberalen Sta-

diums des Kapitalismus und der Ent-

wicklung einer Postdemokratie, dem
wachsenden Interesse an Formen der

Selbstorganisation, der Selbstverwal-

tung in der Praxis, dem Auftauchen eines

libertären Geistes sowie einer Praxis jen-
seits tradierter Formen von Parteien und
Gewerkschaften zu wenig geklärtwerden
(Näheres dazu im Beitrag von Kerber-
Clasen in diesem WTdersprwc/j-Heft).

Immerhin gelang es Alex Demirovic
in seinem Referat über «Wirtschaftsde-
mokratie - Konzepte und aktuelle Dis-
kussion» im zweiten Block der Tagung,
die besonders von der IG Metall betrie-
bene politische Diskussion über eine AI-
ternative zuzuspitzen. Seine Ausgangs-
Überlegung war, dass allen Menschen
das Recht zur Teilhabe am gesellschaft-
liehen Leben zukommt. Die bereits von
Marx kritisierte Trennung von Politik
und Ökonomie ist und bleibt unplausibel,
denn entweder ist Demokratie ein gesell-
schaftliches Prinzip, das für alle Sphären

Gültigkeit hat, oder sie ist realisiert. De-

mirovic betonte aber, dass Wirtschafts-
demokratie eben keine Gewerkschaftsan-

gelegenheit sei. Wirtschaftsdemokratie
sei demgegenüber ein gesellschaftlicher
Prozess mit Problemen, von denen ledig-
lieh eine Teilmenge durch die gewerk-
schaftliche Debatte thematisiert werde.

Zur Demokratisierung der industriellen
Produktion müsse die Sozialisierung der

Kredit- und Sparfunktionen hinzutreten,
und sie müssten mit ökologischen und
transnationalen Bedürfnissen abge-
stimmt werden.

Im dritten Block der Tagung, in dem

es um «Bedürfnisse» ging, sprach zu-
nächst Friederike Habermann unter dem
Titel «...will nicht so, wie ich wohl will»
zu Bedürfnissen jenseits von Askese,

Ausbeutung und autoritärem Staat. Ziel
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einer Neuausrichtung der mentalen
Strukturen sei eine «common based peer
production», die nach den Prinzipien
«Teile, was du kannst», «Besitz statt Ei-

gentum» und «Beitragen statt tauschen»

funktioniere. Anschliessend befasste

sich Stefan Meretz mit Bedürfnissen in
der gesellschaftlichen Produktion. Be-

dürfnisse drückten historisch spezifi-
sehe Verhältnisse aus. Deshalb gebe es

keine festen Bedürfnisse, woraus sich für
eine Planökonomie ein handfestes Prob-
lern ergebe. Anknüpfend an Arbeiten von
Elinor Ostrom sei jedoch die Ermittlung,
Planung und Produktion in «commons» -
ohne bürokratische Planbehörde - mög-
lieh: Bedürfnisse werden ex ante ermit-
telt, Zielkonflikte intern ausgehandelt,
Ziele bilden eine «multidimensionale
Pluralität», die Zeitverausgabung wird
als Lebensqualität verstanden und ins-

gesamt wird eine Logik der Inklusion er-

zeugt. Eine wette Produktionsweise setze
sich nur durch, wenn sie sich als neue
Produktionsweise durchsetze. Das Ent-
scheidende an diesem Ansatz sei, dass

durch die neuen technologischen Ent-

Wicklungen eine demokratische Kom-
munikation über die Produktion der Pro-
duktionsmittel möglich werde.

Der letzte Tag war Fragestellungen zu
Recht und Politik gewidmet. Michael
Buckmiller referierte zum Verhältnis von
parlamentarischer und Rätedemokratie.
Er sieht die Möglichkeitsbedingungen
für eine Rätedemokratie heute gegeben,

wenn sie als humane und effektive Alter-
native zur Bürokratisierung in Erschei-

nung tritt. Die entscheidende historische
strukturelle Schranke für die Realisie-

rung der sozialistischen Modelle lag sei-

nes Erachtens aber darin, dass mit den

damaligen technischen Möglichkeiten
eine zeitliche und sachliche Abstim-

mung der Produzenten und Konsumen-
ten untereinander und in ihren jeweili-
gen Rollen nicht möglich war, ohne eine
Planbürokratie in Kauf zu nehmen. Dass

die verfassungsrechtlichen Möglichkei-
ten für die Etablierung von Demokratie
als Prinzip in Gesellschaft und Ökono-

mie auch heute gegeben sind, untermau-
erte Buckmiller unter Bezugnahme auf
eine Arbeit Peter von Oertzens über die
Vereinbarkeit von freiheitlicher Demo-
kratie und Rätedemokratie. Daraus geht
hervor, dass es durch einfache Verfas-

sungsänderung möglich ist, den reprä-
sentativen Parlamentarismus durch di-
rekte Formen der Demokratie abzulösen.
Das letzte Referat bestritt Andreas Fi-

sahn, der mit einem Vortrag zu den ver-

fassungsrechtlichen Voraussetzungen
einer selbstverwalteten Gesellschaft an-

gekündigt war, jedoch zu den aktuellen
Erscheinungsformen der europäischen
Postdemokratie sprach.

In der Abschlussdiskussion kam die
Krise in Europa nochmals zur Sprache.
So schlug Buckmiller vor, gegen ein neo-
liberales Europa der Nationalstaaten ei-

nen Föderalismus der Regionen und
Grossräume zu thematisieren. Wolfgang
Nitsch plädierte für ein alternatives Eu-

ropa der lokalen Initiativen. Den Entde-

mokratisierungsprozessen stellen sich
soziale Bewegungen besonders in Süd-

europa entgegen. Sie sind einer näheren

Analyse wert und sollen Gegenstand der
nächsten Jahrestagung sein.
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Rezensionen

Das Argument 292: Care-eine feministi-
sehe Kritik der politischen Ökonomie?

Argument Verlag, Hamburg, 2011 (ca. 180 S.)

Wie in so vielen unglücklichen Ehen ent-
zündet sich der Streit auch in der mittler-
weile schon sprichwörtlichen «unhappy
marriage between marxism and femi-
nism» seit eh und je vor allem am Thema

Hausarbeit, Pflege, Betreuung, Sorge für
sich und andere. Für viele Feministinnen
mündete dieser Streit in einem tiefen
Zerwürfnis, andere bemühen sich immer
noch und immer wieder um eine femi-
nistische Erweiterung oder auch Erneue-

rung marxistisch inspirierter Gesell-

schaftstheorie und -kritik, insbesondere
auch in ihrem Kern, der Kritik der politi-
sehen Ökonomie. Die Vokabel «Revision»

wird dabei eher vermieden, aber die fe-

ministische Kritik zielt in ihren radikale-
ren Varianten schon auf Grundlegendes,
wie etwa auf den Arbeits- und Ökonomie-

begriff der marxistischen Kapitalismus-
kritik.

Die politische und wissenschaftliche
Linke hat mittlerweile ihre absolute Re-

zeptionssperre gegenüber feministischen
Einwänden immerhin gelockert. Die Rele-

vanz der Geschlechterperspektive wird
neuerdings sogar schon geradezu ver-
bindlich betont; es gehört inzwischen
auch zum guten linken Ton, sich gele-

gentlich in eigenen Artikeln, Kapiteln
oder gar Büchern zu Geschlechterthe-

men zu äussern; manche Konferenzen
und Sammelbände geben feministischen
Beiträgen breiten Raum. Überwiegend
präsentiert sich die marxistisch orien-

tierte oder inspirierte Linke in ihren viel-

fältigen Schattierungen aber immer
noch als Gruppenbild mit Dame(n). Vor

allem aber kann von einer wirklich syste-
matischen Integration feministischer
Kritikperspektiven nach wie vor nicht
die Rede sein.

Auf der anderen Seite fungiert die

marxistische bzw. marxistisch inspirier-
te Kapitalismuskritik schon seit einiger
Zeit wieder verstärkt - implizit oder ex-

plizit - als Referenz feministischer De-

batten um die gegenwärtige Krise. Der
Fokus richtet sich dabei durchaus auch

selbstkritisch auf Defizite und Mängel
der als unzulänglich oder garweitgehend
brachliegend erachteten feministischen
Gesellschafts- und Sozialkritik. In die-

sem Sinn greift die Zeitschrift DasArgw-
meraf in ihrem Heft 292 eines der promi-
nentesten Themen feministischer De-

batten auf: «Care - eine feministische
Kritik der politischen Ökonomie?». Es

geht, so erläutert das Editorial, darum,
«systemtranszendierende oder -spren-
gende Momente der Debatte in den Blick
zu nehmen oder gegebenenfalls theore-
tische Alternativen aufzuzeigen» (S. 331) •

Die Care-Debatte behandle zweifellos
eine der grossen Herausforderungen des

21. Jahrhunderts, sie müsse sich aller-

dings «fragen lassen, ob sie hinreichend
als kritische Theorie eingreift» (S. 331).

Tatsächlich fungiert «Care» in femi-
nistischen Debatten als ein zentrales, of-

fenes und strittiges Konzept, dessen ge-
sellschafts- und ökonomietheoretische
Grundlagen bislang noch eher vage blei-
ben. Klarheit und Übereinstimmung
herrschen aber immerhin in der Fokus-

sierung der Debatte auf ein faktisch und

konzeptionell bislang marginalisiertes
Segment der politischen Ökonomie mo-
derner Gesellschaften und die mit dieser
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Marginalisierung einhergehenden, ge-
schlechtlich konnotierten Verwerfungen
wie aber auch auf die durch die Margina-
lisierung verstellten Herausforderungen
und Möglichkeiten politischen Han-
delns. Dabei vollzieht die Care-Perspek-
tive auf die politische Ökonomie moder-

ner Gesellschaften analytisch und nor-
mativ einen Richtungswechsel des

Denkens und Handelns - weg vom Para-

digma derVerwertung von Kapital hin zu
dem der Befriedigungvon Bedürfnissen.

Kann also «Care» - analog, alternativ
oder komplementär zu «Kapital» oder

«Kapital und Arbeit» - als Schlüsselkate-

gorie einer feministischen Kritik der po-
litischen Ökonomie dienen? Hat die fe-

ministische Care-Debatte das Potenzial
einer konzeptionellen Erneuerung der

Kritik der politischen Ökonomie, und un-
ter welchen Voraussetzungen könnte sie

es entfalten? Oder ist der - nicht nur in
der feministischen Debatte feststellba-

re - Care-Hype nicht vielmehr fest einge-
bunden in ein ideologisches Verwirrspiel,
das die zentralen Dynamiken der real

existierenden kapitalistischen Ökono-

mie - auch hinsichtlich der darin veran-
kerten Geschlechter- und Sorgeverhält-
nisse - systematisch verfehlt und euphe-
mistisch verschleiert?

Die Beiträge im Argwmenf-Schwer-

punktheft beantworten diese Frage des

Entweder-oder durchgängig mit einem
Sowohl-als-auch: Die Sorge für sich und
andere folgt einer eigenen Logik und ei-

nem eigenen Sinn, ist nicht einfach nur
ein Moment der Kapitalverwertung, und
sie steht in vielfacher Hinsicht dennoch

unter deren Dominanz. Die Sorge für
sich und andere ist Teil der politischen
Ökonomie moderner Gesellschaften

(und nicht etwa nur ihrer Ethik und Mo-
ral oder ihrer lebensweltlichen und le-

benskulturellen Verfassung), und sie

wird darin dennoch systematisch igno-
riert und marginalisiert. Als Teil der poli-
tischen Ökonomie moderner Gesell-

schaffen lässt sich die Sorge für sich und
andere nur sinnvoll begreifen, wenn das

Verständnis dieser Ökonomie nicht nur
deren kapitalistische Verfasstheit, son-
dern auch deren Geschichte und ihre Be-

grenzungen und inneren Widersprüch-
lichkeiten angemessen berücksichtigt.
Dies impliziert u.a. auch eine Rückbin-

dung der Kritik der politischen Ökono-

mie an die in ihrer politischen Form
enthaltene ethische Substanz des Öko-

nomischen, die der Kapitalismus kon-
trafaktisch negiert, der er aber dennoch
eine spezifische Prägung verpasst hat.

Wenn unter Ökonomie nur das ver-
standen wird, was den Imperativen der

Kapitalverwertung dient, reduziert sich,

wie Gabriele Winker in ihrem Beitrag
aufzeigt, alle für- und vorsorgliche Pra-

xis auf die Reproduktion der menschli-
chen Arbeitskraft für deren Ausbeutung
in der kapitalistischen Profitmaschine-
rie; auch die «Ernährung, Erziehung und

Bildung von Kindern und Jugendlichen»
hätte nur den einen Sinn der Produktion
einer «neuen Generation von Arbeits-
kräften» (S.333). Winker konstatiert im
Ûbérgang vom Fordismus zum Postfor-

dismus und unter der Ägide des Neolibe-
ralismus eine grundlegende «Krise der

sozialen Reproduktion» (S.333). Als Aus-

weg plädiert sie für eine «Care-Revoluti-

on», die erstens eine «drastische Reduk-

tion der individuellen Erwerbsarbeit» in
Verbindung mit einem «bedingungslo-
sen Grundeinkommen» umfasst, zwei-
tens ein «deutlich ausgebautes Netz
staatlich oder genossenschaftlich ange-
botener Dienstleistungen» sowie drit-
tens «eine gesellschaftliche Aufwertung
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von Care-Arbeit» - u. a. in Form höherer

Löhne für personennahe Dienstleistun-

gen und in Verbindung mit «humanen

Aufenthaltsgesetzen» für migrantische
Care-Arbeiterlnnen.

«Das System der kapitalistischen Wa-

renproduktion», so resümiert Winker
ihre Darlegungen, «wird mit diesem

Konzept nicht aufgehoben, aber es wird
beschränkt» (S.342). In der Argumenta-
tionsführung von Winker wird die «Care-

Revolution» der Kritik der kapitalisti-
sehen Ökonomie als eine dem Gegen-
stand der Kritik äusserliche Alternative
gegenübergestellt. Sie kann dann so aber

nur noch rein normativ begründet und
appellativ (mit vielen Forderungen an
nicht benannte Akteure) ausgestaltet
werden. Warum welche Akteure die «Ca-

re-Revolution» wann vorantreiben soll-

ten, bleibt offen.

Frigga Haug artikuliert in ihrem
Beitrag ein profundes Unbehagen am
Substanzverlust feministischer Diskur-
se - und zwar insbesondere im unreflek-
tierten Rückgriff auf theoretisch schwam-

mige und politisch vage Anglizismen wie
«Care» oder «Gender». Deren inflationä-
rer Gebrauch diene vorrangig der Dis-

tinktion derer, die dazugehören, und
nicht etwa der Klärung der mit diesen

Termini bezeichneten Verhältnisse und
der darin enthaltenen Herausforderun-

gen und Möglichkeiten politischen Han-
delns. In einer ausführlichen Auseinan-

dersetzung mit einem Artikel von Kathy
Weeks zum Verhältnis von Produktion
und Reproduktion bzw. von Arbeit und
Leben illustriert Haug unterschiedliche

Erinnerungen an Debatten, die in ver-
schiedenen Ländern unter den gleichen
Etiketten - wie etwa «sozialistischer Fe-

minismus» - geführt wurden und wer-
den. Sie weist die Dominanz angelsäch-

sischer Erinnerungsweisen und -linien
zurück und insistiert auf der Beibehal-

tung theoretisch fundierter Begrifflich-
keiten und Unterscheidungen wie Pro-

duktion/Reproduktion, Fürsorge, Be-

treuung, Pflege, Lohnarbeit/unbezahlte
Arbeitete.

«Gender», so formuliert Haug prägnant,
«das sind Frauen, unter einer sprachlichen
Burka versteckt» (S.355), und auch die
Rede von Care und Care-Ökonomie be-

treibe «eine doppelte Desartikulation»
von Herrschaftsverhältnissen, indem sie

kapitalismus- und patriarchatskritische
Perspektiven auf die politische Ökono-

mie moderner Gesellschaften und im
globalen Massstab systematischverstellt.
Haug argumentiert sehr einleuchtend

gegen die «Preisgabe formanalytischer
Unterscheidungen».- So müsste im Be-

griffsfeld von Care unterschieden wer-
den zwischen a) «Tätigkeiten, die als an-
gestellte Lohnarbeit bezahlt verrichtet
werden», b) «Dienstboten alten Typs»

(die «neuerlich durch Migrantinnen ge-
stellt» würden und «reicheren Frauen die

Möglichkeit geben, ein unabhängigeres
Leben zu führen») und c) denjenigen,
«die immer noch unbezahlt sich der not-

wendigen Arbeiten des Überlebens der

Schwachen annehmen» (S.362).

Weil diese in herrschaftskritischer
Perspektive grundlegenden Unterschei-

düngen im Schmelztiegel von Care weit-

gehend eingedampft würden, schlägt
Haug vor, «das Wort <care> nicht mehr als

Begriff zu verwenden, sondern bei dem

altertümlichen des Füreinandersorgens
zu bleiben» (S. 363). Haug spricht in dem -
im vorliegenden Widersprweh-Heft aus-

zugsweise abgedruckten - Beitrag von ei-

ner neuen, feministisch inspirierten, kri-
tischen politischen Ökonomie des

Füreinandersorgens, vielleicht auch im
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Sinn einer konkreten Utopie. Es geht ihr
darum, «eine Sprache zu finden, die das

aus der weltweiten Unterdrückung zu

Bergende, die Elemente der neuen Ge-

Seilschaft im Schosse der alten sichtbar
macht und aufhebt» (ebd.).

Auch Sabine Plonz kommt in ihren Er-

örterungen über «Mehrwert und mensch-
liches Mass» und mit ihren Überlegun-

gen «zur ethischen Bedeutung der femi-
nistisch-ökonomischen Care-Debatte»

zu dem Ergebnis, dass die Fixierung der

Debatte aufden populären Begriff «Care»

nicht nur analytisch fragwürdig ist, «da

er eingeführte präzise Fachbegriffe er-

setzt» (S.378). Auch «politisch-ethisch»
sei festzuhalten, «dass der Begriff kein

präziser Wegweiser auf das Zentrum ist,
das von der kapitalistischen Masslosig-
keit bedroht» (ebd.) sei. Plonz begreift
die feministische Rede von «Care» den-

noch als Reflex angesichts der Notwen-

digkeit des «Wieder-Zusammenfügens»
von Ethik und Ökonomie und als «utopi-
sehe Erinnerung an das menschliche
Mass der Ökonomie» (S.366). Sie analy-
siert den Zusammenhang zwischen pro-
fessioneller Fürsorge und menschlichen
Bedürfnissen, wie er schon in den Anfän-

gen der Fürsorgewissenschaften herge-
stellt wurde und nun schon seit einiger
Zeit unter dem «international geläufigen
Begriff<Care>» diskutiert wird.

Daran anschliessend reflektiert sie

die Verankerung der «Re-Produktions-
Arbeit» im Widerspruchsverhältnis «zwi-
sehen Mehrwert und Fürsorglichkeit»
(S.369) und verweist auf ethisch-politi-
sehe Aspekte der wohlfahrtsstaatlichen
Regulation der Daseinsvorsorge. Vor die-

sem Hintergrund rekonstruiert sie den

«Zusammenhang von politischer Ökono-

mie und Ethik» in der feministischen Ca-

re-Debatte und im Bezug auf das Kon-

zept der «tätigen Sorge für andere» bzw.

von «Sorge als Weltverhältnis», in dem
die politische Ökonomie an «menschli-
ches Mass» (rück)gebunden wird. Letzt-
endlich plädiert Plonz für eine «Öffnung»
der politischen Ökonomie «für eine Bild-
los bleibende Utopie, die orientiert ist am
Bild bedürftiger Menschen», und damit
für das «politische Projekt [...] einer uto-
pischen Erinnerung an die notwendige
Sorge um andere» (S.378).

Silke Chorus widmet sich in ihrem
Beitrag den «Care-Seiten der politischen
Ökonomie» im Anschluss an die «Pariser

Schule der Regulationstheorie» (u.a.
Alain Lipietz und Michel Aglietta). Dabei

geht es ihr insbesondere darum, nicht
nur nach den «Auswirkungen ökonomi-
scher Prozesse auf die Geschlechter-
Verhältnisse und den Reproduktions-
bereich» zu fragen, sondern umgekehrt
«die ökonomischen Veränderungen auch

ausgehend von denVeränderungen in den

Geschlechterverhältnissen und der Orga-
nisation von Care-Arbeiten zu denken»

(S.392). «Kapitalistische Gesellschaftsfor-
mationen» würden in der französischen

Regulationstheorie nicht als ausschliess-

lieh ökonomisch bestimmt analysiert;
auch würde die Ökonomie kapitalis-
tischer Gesellschaften nicht auf «kapita-
listische Produktion» verkürzt; sie setze

vielmehr «immer auch die Existenz nicht
markt- und warenförmiger sozialer Be-

Ziehungen und Verhältnisse» (S. 393) vor-
aus.

Zwar sei auch die Pariser Schule der Re-

gulationstheorie weitgehend geschlechts-
blind und damit auch blind gegenüber
den «Care-Seiten der politischem Ökono-

mie», sie biete aber gleichwohl die theore-
tischen Voraussetzungen für einen «Be-

griff von Akkumulationsregime als Pro-
duktions- und Reproduktionsweise einer
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Gesellschaftsformation - inklusive Care-

Arbeiten» (S. 395). Damit biete sich die

«Möglichkeit, tatsächlich nach den unter-
schiedlichen Aushandlungsprozessen,
Kämpfen und Kompromissen zu fragen,
in denen um die konkrete Gestaltung des

jeweiligen Modus von Produktion und

Reproduktion implizit oder explizit ge-

rungen wird» (ebd.). Chorus zeigt eine
Reihe von Punkten auf, an denen die Re-

gulationstheorie für eine feministische
Ökonomiekritik fruchtbar gemacht wer-
den kann. Gleichwohl stellt sich die Fra-

ge, ob mit der Methode des nachträgli-
chen Hineindenkens von Geschlechter-

und Sorgeverhältnissen in eine Theorie,
die unter Ausblendung derselben entwi-
ekelt wurde, letztendlich nicht doch nur
die Nachrangigkeit des nachträglich
Hineingedachten reproduziert wird.

Schon die Subsumption von Care un-
ter die Kategorie des Akkumulations-
regimes enthält zumindest die Gefahr
einer reduktionistischen und funktiona-
listischen Verkürzung und Verzerrung.
Die dann auf dieser Grundlage gewönne-
ne Bestätigung von regulationstheore-
tisch fundierten Zeitdiagnosen aus der

Care-Perspektive wäre dann wenig über-
raschend. Das von Silke Chorus verfolgte
Projekt, gesellschaftliche und ökonomi-
sehe Transformationsprozesse auch als

Produkt der nicht zuletzt durch die Frau-

enbewegung beförderten Dynamik in
der Entwicklung der Geschlechter- und

Sorgeverhältnisse zu analysieren, ist
gleichwohl ebenso spannend wie vielver-

sprechend.
Das Argwment-Schwerpunktheft ent-

hält eine Reihe weiterer interessanter

Beiträge, auf die hier aus Platzgründen
nicht eingegangen werden kann. Das

Heft bindet die Care-Debatte auf frucht-
bare und inspirierende Weise in die Tra-

dition der feministischen Kritik der poli-
tischen Ökonomie ein. Es aktualisiert da-

bei ein Kritikverständnis im Fokus auf
Herrschaft und Emanzipation, auf mate-
riale und diskursive Momente der sozia-

len Konstruktion von Wirklichkeit, auf
Ökonomie, Ethik und Politik, auf domi-
nante Tendenzen und alternative Mög-
lichkeiten, das in der marxistischen Or-

thodoxie der Kritik der politischen Öko-

nomie weitgehend unterentwickelt blieb.
Die Verkürzungen, Vereinseitigungen
und Verflachungen in aktuellen Care-

Debatten werden resolut und scharfsin-

nig kritisiert und zurückgewiesen. Dabei
bleiben einzelne Beiträge aber auch ih-
rerseits Verkürzungen und Verzerrungen
verhaftet, die ihren Ursprung im Andro-
zentrismus auch jener Varianten der Ge-

sellschafts- und Sozialkritik haben, auf
die die Care- und Feminismuskritik
(nicht nur im vorliegenden Argument-
Heft) überwiegend Bezug nimmt. Die so-

zialkritischen Defizite feministischer
Debatten sollten kein Anlass sein, über
die vermeintlich «nur» kulturkritischen,
tatsächlich aber vor allem geschlechter-
und demokratietheoretischen Defizite

vorliegender Varianten von Sozialkritik
hinwegzusehen. Es geht auch um eine

neue politische Kultur der Sorge um sich

und andere und nicht nur um deren poli-
tische Ökonomie.

Ingrid Kurz-Scherf
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Ingrid Kurz-Scherf/Alexandra Scheele (Hg.):

Macht oder ökonomisches Gesetz? Zum Zu-

sammenhangvon Krise und Geschlecht.

Westfälisches Dampfboot, Münster 2012

(313 S.)

Die derzeitige Finanz- und Wirtschafts-
krise sowie ihre Auswirkungen bestim-
men die politischen Debatten in Deutsch-
land und Europa seit geraumer Zeit. Be-

merkenswert ist dabei, welche Rolle

plötzlich das Geschlecht der in der Regel

männlichen Finanzmanager und Banker

spielte. Flatten, so zitieren Ingrid Kurz-
Scherf und Alexandra Scheele, die Her-

ausgeberinnen des Bandes zum Thema
«Krise und Geschlecht», skeptisch den

Economwf, die «Lehman Sisters» tatsäch-
lieh weniger Schaden angerichtet als die
«Lehman Brothers»? Wirtschaften Frau-

en besser? Sind sie weniger den «animal

spirits» der Ökonomie unterworfen, wie
G. A. Akerlof und R. Shiller den Typus ei-

nes negativ agierenden Managers kenn-
zeichnen?

Kurz-Scherf und Scheele sehen diese

Konjunktur des geschlechterdifferenten
Blicks auf die Wirtschaftskrise eher kri-
tisch und stellen sie aus feministischer
Sicht als essenzialistisch infrage. Viel-
mehr soll der Sammelband die Breite der

feministischen Diskussionen zur Finanz-
und Wirtschaftskrise abbilden und dazu

beitragen, sie in grundsätzlicher Hin-
sieht noch zu erweitern. Feministische
Kritik hiesse dann, eine grundlegende
Kritik der kapitalistischen Wirtschafts-
weise und der mit dieser verbundenen

politischen und gesellschaftlichen
Machtverhältnisse vorzunehmen und
dabei die konstituierende Funktion des

Geschlechterverhältnisses zu beleuch-

ten.

Die drei Teile des Sammelbands ent-

sprechen unterschiedlichen Ebenen der

feministischen Krisendebatte. Im ersten
Teil werden unter dem Titel «Hat die Kri-
se ein Geschlecht?» Analysen der Ursa-
chen der gegenwärtigen Krise vorgestellt.
Im zweiten Teil «Zweitrundeneffekte»
werden die Auswirkungen der Krise und
die Massnahmen zu ihrer Bekämpfung
geschlechterkritisch untersucht und im
dritten Teil «Alternativen denken» Ent-
würfe möglicher Wirtschaftsformen jen-
seits einer kapitalistischen Wachstums-

logik thematisiert.
Aus feministischer Perspektive das

Verhältnis von Politik und Ökonomie

grundsätzlich zu diskutieren, ist An-

spruch des Bandes. Und das Potenzial der

gegenwärtigen Krise liege darin, aus der

grundlegenden Kritik an den Ursachen
weiterführende Erkenntnisse für ein po-
litisches und wirtschaftliches Umsteu-

ern zu gewinnen, das an sozial-eman-

zipativen und geschlechterdemokrati-
sehen Zielen ausgerichtet sein könne. Die

Chancen, dass dieses Potenzial genutzt
wird, schätzen die Herausgeberinnen
und Autorinnen des Bandes jedoch nüch-

tern ein, sie halten sie eher für gering.
Dagegen wachsen die Ge/a/zrew der Kri-
senfolgen: Es verstärken sich soziale Un-

gleichheiten und ungleiche Geschlech-

terverhältnisse, und es ist eine allgemei-
ne Tendenz zu autoritären Strukturen
und Entdemokratisierung feststellbar,
wie dies in manchen Beiträgen material-
reich dargelegt wird.

So startetAlexandra Scheele mit einer
Kritik der Expertenregierungen und ih-
res technokratischen Politikverständ-
nisses, das Partizipation einschränke.

Brigitte Young legt den Finger auf eine
Leerstelle der feministischen Ökonomie,
die bisher keine überzeugende Analyse
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der Funktion der Finanzmärkte und der

Krisenursachen vorgelegt habe. Weitere

Beiträge im ersten Teil des Bandes grei-
fen die Kritik an männlich geprägter Er-

werbsarbeit auf (A. Fleilmann) und kriti-
sieren das Leitbild des Homo oeconomic-
us (F. Habermann). Eine Analyse und
Einordnung der gegenwärtigen Kapita-
lismuskritik nimmt Ingrid Kurz-Scherf

vor: Diese sei weder historisch noch ak-

tuell betrachtet eindeutig sozialemanzi-

patorisch ausgerichtet, sondern komplex
und vieldeutig, insbesondere durch ei-

nen zugrunde liegenden Androzentris-
mus gekennzeichnet.

Die Beiträge im zweiten Teil des Ban-
des zu Griechenland (M. Karamessini)
undzu Spanien (C. C. Serrano/E. G. Gago),
schildern sehr eindrucksvoll die Auswir-
kungen der Krise und der Antikrisen-
massnahmen auf die soziale und politi-
sehe Lage und das Geschlechterverhält-
nis in diesen von der Krise härter
getroffenen Ländern. Aber auch die Ana-
lysen zu Arbeit und Geschlecht (G. Mich-
alitsch), vor allem aber zur Politik auf
EU-Ebene (H. Schuberth) und zu den

Auswirkungen von Krise und Konsolidie-

rungspolitik in Deutschland und Öster-

reich (D. Auth, M. Schratzenstaller) be-

schreiben nicht nur den Status quo, son-
dern eröffnen durch Vergleich und
geschlechterkritischeAusführungenneue
Einblicke.

Alternative feministische Entwürfe
eines neuen Wirtschafts- und Gesell-

schaftsmodells müssten, so der Hinweis
von Eva Berendsen, verstärkt in kriti-
scher Auseinandersetzung mit vorhan-
denen, aber zumeist geschlechterblin-
den Konzepten entwickelt werden. Mit
dem Instrument des Mikrokredits steht
z.B. eine konkrete Massnahme auf dem

Prüfstand, die als Existenzsicherung in

erster Linie für Frauen gedacht ist. Mik-
rokredite bewirken aber keine Verschie-

bung ökonomischer Kräfteverhältnisse
im Kleinen, die Folgen für die Frauen
sind deutlich widersprüchlicher Natur
(L. Schürmann/L. Correll).

Die Diskussionen über die Aiternati-
ven im dritten Teil des Bandes schlagen
schliesslich den Bogen zu den Analysen
der Krisenursachen im ersten Teil. Silke

van Dyk veranschaulicht die Vereinnah-

mung kritischer Positionen der Kapita-
lismuskritik und deren Funktion für eine
Modifikation und Stabilisierung gesell-
schaftlicher Verhältnisse. Irene Dölling
plädiert für eine Überwindung des zent-
ralen Vergesellschaftungs- und Integra-
tionsmodus der Erwerbsarbeit und für
eine gesellschaftstheoretische Debatte,
die dezidiert feministische Perspektiven
aufnimmt.

Auch wenn der Band in erster Linie
eine Bestandsaufnahme der feministi-
sehen Debatten zur Krise und der direk-
ten und indirekten Krisenauswirkungen
auf die Geschlechterverhältnisse leistet,
ist er weit mehr als nur eine Momentauf-
nähme. Er liefert auf der Grundlage einer
umfassenden Kapitalismuskritik eine fa-

cettenreiche, auf die wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Entwicklungen
der letzten Jahre gerichtete Analyse. Und
er zeigt auch den damit verbundenen po-
litischen Gestaltungswillen feministi-
scher Positionen an - mit Blick auf das

Projekt einer sozial befriedeten, von poli-
tischer Partizipation und Geschlechter-

gleichheit geprägten Gesellschaft.

SilkeSchneider
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Maritza Le Breton: Sexarbeit als trans-
nationale Zone der Prekarität. Migrierende
Sexarbeiterinnen im Spannungsfeld von

Gewalterfahrungen und Handlungsoptio-
nen.VS Verlag für SozialWissenschaften,

Wiesbaden 2012 (241S.)

Arbeitsmärkte werden zunehmend
transnationaler, die Migration «femini-
siert» sich und das Sexgewerbe breitet
sich aus. Vor diesem Hintergrund unter-
sucht Maritza Le Breton Arbeits- und Le-

benserfahrungen von migrierenden Sex-

arbeiterinnen. Ausgehend von einer em-

pirisch-qualitativen Studie, welche sie in
Basel-Stadt durchgeführt hat, erforscht
sie konkrete Lebenspraxen von legal und
illegal arbeitenden Sexarbeiterinnen
und ihre Erfahrungen mit Gewalt, gesell-
schaftlicher Ausgrenzung und Diskri-
minierung. Dabei analysiert sie die Kon-

struktion von Macht- und Abhängig-
keitsverhältnissen anhand struktureller
Kategorien von Ungleichheit und ver-
weist auf die moralisierenden, exotisie-
renden und naturalisierenden Diskurse,
die diese Prozesse begleiten und institu-
ieren. Gleichzeitig zeigt sie auf, wie Sex-

arbeiterinnen den Gewaltverhältnissen
begegnen: wie und wo sich die betroffe-
nen Frauen Handlungsspielräume er-

obern und eigene Lebehsstrategien ent-
werfen können. Nachdem sie als soziale

Akteurinnen und Adressatinnen der So-

zialen Arbeit identifiziert sind, kann die

Erforschung ihrer Erfahrungszusam-
menhänge laut Le Breton auch zur «Etab-

lierung einer Standpunktepistemologie
der unterdrückten Wissensarten» führen
(S.14).

Bereits im einführenden I.Teil (Kap.i)
deutet die Autorin aufAmbivalenzen hin,
die mit diesem Thema ins Spiel kommen

und schwierig zu fassen sind. Sexökono-

mie ist ein heterogenes, vielschichtiges
Handlungs- und Wissensfeld, welches
die Meinungen sowohl im alltäglichen
und medialen wie im wissenschaftlichen
Diskurs stark polarisiert. Gesellschaftli-
che Tabuisierung, moralische Sexualvor-

Stellungen und nationalstaatliche Prak-

tiken einerseits und kriminelle Interes-
senandererseits drängen das Sexgewerbe
nach wie vor in eine Dunkelzone ab. Un-
ter anderem deswegen ist die Prostitu-
tionsforschung in der Schweiz wenig
fortgeschritten und das Faktum Gewalt
in Lebenssituationen von migrierenden
Sexarbeiterinnen kaum Wissenschaft-
lieh erfasst. Auf Foucault Bezug neh-

mend betont deshalb die Autorin, dass es

für die Soziale Arbeit von zentraler Be-

deutung sei, sich den konkreten Erfah-

rungszusammenhängen der Sexarbeite-

rinnen zuzuwenden, sie als Subjekte zu
begreifen und sich dem daraus resultie-
renden Wissen zu öffnen; nur so sei es

möglich, «Gegendiskurse» zu formulie-
ren und den Adressatinnen von Sozialer

Arbeit rückwirkend eine selbstbestimm-
te Subjektivität zugänglich zu machen.

Im II. Teil werden das Phänomen Sex-

arbeit in der transnationalen Migration
und deren Feminisierung charakteri-
siert. Dazu werden in Kapitel 2 begriffli-
che Eingrenzungen vorgenommen und
ein Überblick über die empirischen und
theoretischen Grundlagen auf dem Ge-

biet der Migration hergestellt, unter
spezieller Berücksichtigung der Femini-
sierung von Migrationsbewegungen. In
einem Exkurs werden die migrationspo-
litischen Bedingungen in der Schweiz
kritisch aufgearbeitet. Dabei weist Le

Breton auf die rechtliche Unterordnung
von Menschen aus sogenannten Dritt-
Staaten hin und erläutert gleichzeitig,
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weshalb Frauen aufgrund ihrer Ge-

schlechtszugehörigkeit ganz besondere

Benachteiligungen erfahren, obwohl die

gesetzlichen Bestimmungen für Migran-
ten und Migrantinnen dieselben sind.

Kapitel 3 ist der Definition und Veror-

tung der Prostitution im gesellschaft-
liehen und wissenschaftlichen Kontext

gewidmet. Unter dem Einfluss marxis-
tischer, psychoanalytischer, feministi-
scher und anderer Theoriediskurse hat
sich die Perzeption von Sexarbeit mit der

Zeit geändert; zudem existieren verschie-
dene Varianten von Prostitutionspolitik
im europäischen Raum. Le Breton be-

leuchtet die rechtlichen Grundlagen des

Sexgewerbes in der Schweiz und erörtert
dabei die spezifische Situation im Kan-

ton Basel-Stadt, wo sie die empirische
Studie durchgeführt hat. Sie stösst dabei
auf Widersprüchlichkeiten und weist
darauf hin, dass in der Praxis Verstösse

gegen das Ausländerinnengesetz stark

priorisiert werden gegenüber dem Opfer-
Schutz. Das führt dazu, dass Gewaltopfer
ihre Grundrechte oft nicht einfordern
können.

Das letzte Kapitel dieses II. Teils ist
dem Thema Gewalt gewidmet, wobei die

Autorin einen Überblick über die aktuel-
le wissenschaftliche Diskussion vorlegt.
Sie steckt den analytischen Rahmen ab,

indem sie allgemeine Theorien zum The-

ma Gewalt darstellt, dann die Gewalt ge-

gen Frauen und schliesslich die Formen
der Gewalt gegen Sexarbeiterinnen in
den Blick nimmt. Dabei vertritt sie eine

weitgefasste Definition von Gewalt, wel-
che in Anlehnung an Johan Galtung und

Ingrid Strobel auch strukturelle Gewalt
oder Gewalt durch Dominanz- oder
Herrschaftsverhältnisse umfasst.

Teil III beinhaltet das theoretische
Herzstück der Studie, wobei sich die Au-

torin auf zwei Ebenen bewegt. So um-
reisst sie im 5. Kapitel zunächst den «Be-

zugsrahmen zur Erklärung sozialer Un-

gleichheit und von Strukturmerkmalen
sozialer Ausschliessung». Kompetent
und ausführlich diskutiert sie verschie-
dene Ansätze zur Erfassung bzw. Erklä-

rung sozialer Ungleichheit. Der kriti-
sehen Rezeption der Intersektionalitäts-
debatte widmet sie dabei ein eigenes

Unterkapitel. Danach erarbeitet Le Bre-

ton verschiedene «Achsen sozialer Un-

gleichheit» und analysiert die Rolle des

Nationalstaates bzw. der Bürgerinnen-
rechte, die Konstruktion von Geschlecht
sowie Prozesse der Rassisierung, Kultu-
ralisierung und Ethnisierung.

In einem ersten Zwischenfazit identi-
fiziert sie diese interdependenten Kate-

gorien als Bestimmungsfaktoren von
«Grenzen und Konstruktionen des Ein-
und Ausschlusses». Diese Verschränkun-

gen manifestieren sich auch in Exotisie-

rungsprozessen der Fremden bzw. der

migrierenden Sexarbeiterinnen und ma-
chen einen Teil der Macht- und Herr-
Schaftsverhältnisse in modernen Gesell-
Schäften aus. Im 6. Kapitel befasst sich Le

Breton auch noch mit Agency-Theorien
unter besonderer Berücksichtigung der
Giddens'schen Strukturationstheorie als

Mittelweg zwischen der (einseitigen) Fo-

kussierung auf das Individuum einer-
seits und auf gesellschaftliche Struktu-
ren andererseits.

Teil IV stellt die empirisch-qualitative
Forschung vor: Die Autorin erklärt das

methodische Vorgehen sowohl hinsieht-
lieh der Generierung wie auch der Aus-

wertung des Datenmaterials und reflek-

tiert dabei kritisch die methodologi-
sehen Schwierigkeiten, die dieses nur
schwer zugängliche Forschungsfeld mit
sich bringt. Sie hat mit insgesamt 21 Sex-
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arbeiterinnen aus Afrika, Asien, Osteu-

ropa und Lateinamerika problemzent-
rierte Interviews geführt und diese mit-
hilfe des Kodierverfahrens der Grounded

Theory ausgewertet. Die Frauen waren
zum Zeitpunkt der Erhebung zwischen
27 und 57 Jahre alt und arbeiteten in ver-
schiedenen Strukturen des Sexgewerbes

(Salon, Bar, Studio).
In Kapitel 8 wird das gewonnene Da-

tenmaterial anhand von vier Fallstudien
exemplarisch und kontrastierend aufge-
arbeitet, um anschliessend anhand
transversaler Aspekte grundlegende Er-

kenntnisse über die Lebens- und Arbeits-
situation von Sexarbeiterinnen zu ge-
Winnen (Kapitel 9). Der Fokus liegt auf
Gewalterlebnissen einerseits und auf
den Möglichkeiten von Handlungsstrate-
gien der betroffenen Frauen andererseits.
Dabei wird das komplizierte Geflecht von
finanzieller Abhängigkeit, gesellschaft-
licher Stigmatisierung, struktureller
Macht, aber auch von Konkurrenz und
Kooperation unter den Frauen selbst und
nicht zuletzt von Druck und Erwartun-
gen der Herkunftsfamilien offengelegt.
Alle Befunde werden immer wieder mit
Interviewausschnitten belegt und mit
dem in den vorangehenden Kapiteln er-

arbeiteten theoretischen Rahmen in Be-

zug gesetzt.
Der letzte Teil V dient der zusammen-

fassenden Schlussanalyse. Le Breton un-
terstreicht, dass Sexarbeit zwar offen-
sichtlich ein Tätigkeitsfeld mit einem ho-
hen Gewaltpotenzial ist, ja Gewalt in
diesem Umfeld geradezu «normalisiert»
wird, Sexarbeiterinnen aber, obwohl sie

Diskriminierung und Prekarität ausge-
setzt sind, deswegen nicht einfach als

«passive Opfer» gesehen werden dürfen.
Vielmehr betont die Autorin, das Migra-
tionsprojekt als solches ermögliche eine

aktive Handlungsstrategie, welche der
ökonomischen und biografischen Per-

spektivlosigkeit im Herkunftsland entge-
gengestellt wird. Viele Frauen überneh-

men dabei, wie die Interviews deutlich
machen, die Rolle der Familienernähre-
rin.

In welche komplexen Widersprüche
sie sich dabei verstrickt sehen, resümiert
eine der Interviewpartnerinnen mit dem

lapidaren Satz: «Meine Familie ist mein

grösster Zuhälter». Le Breton plädiert da-

für, dass der aktive - meist unsichtbar ge-
leistete - Beitrag von Migrantinnen und

Migranten an die Entwicklung der Her-

kunfts- und Aufnahmeländer stärker zur
Kenntnis genommen und gewertet wird.
Für Sexarbeiterinnen hätte das zur Folge,
dass ihre Tätigkeit im Sexgewerbe als

Existenzoption und somit als Beruf ge-
seilschaftlich anerkannt werden müsste.

Nur so, schreibt Le Breton, «können Ar-
beits- und Aufenthaltsrechte für die hier
arbeitenden Frauen resultieren, welche
Mindeststandards und Schutz garantie-
ren.» (S.211)

Le Breton gelingt es, mit ihrer Studie
eine empirische Untersuchung in einem

bislang spärlich erforschten, gesellschaft-
lieh schwer zugänglichen Tätigkeitsfeld
zu realisieren und die dabei gewonnenen
Erkenntnisse kohärent und überzeugend
in den aktuellen Wissenschaftsdiskurs
einzubauen. Sie arbeitet an den Schnitt-
stehen der Prostitutions-, Migrations-
und Gewaltforschung mit einer grossen
Sensibilität für die Situation der betroffe-
nen Frauen, was ihr erlaubt hat, hoch-

wertiges Datenmaterial zu generieren
und es mit methodischem Geschick aus-
zuwerten.

Mit einem klaren Blick für die diesem
Thema inhärenten Ambivalenzen und
mit einer absolut stringenten Argumen-
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tation in Bezug auf die Polemik, die das

Thema Sexarbeit nicht nur in der Öffent-

lichkeit, sondern auch in der (feministi-
sehen) Wissenschaft hervorruft, schafft
Le Breton die Grundlagen für ein Ver-

ständnis, das die strukturelle Betrach-

tung der Sexökonomie mit der Le-

benspraxis der agierenden Subjekte zu-
sammenführt und theoretisch weit über

gängige Viktimisierungs- oder Krimina-
lisierungsansätze hinausführt. In die-

sem Sinne stellt die Studie einen wichti-

gen Schritt in der Prostitutionsforschung
in der Schweiz dar und leistet einen wert-
vollen Beitrag zur gesellschaftlichen
Analyse der modernen Gesellschaft.

Karin Monteiro-Zwahlen

Alex Knoll /Sarah Schilliger/Bea Schwager:

Wisch und weg! Sans-Papiers-Hausarbeite-

rinnen zwischen Prekarität und Selbstbe-

Stimmung. Seismo Verlag, Zürich 2012

(200 S.)

Wie die jüngsten parlamentarischen De-
batten in Bern über die 10. Revision des

Asylgesetzes zeigen, lässt sich der politi-
sehe, öffentliche und teilweise auch wis-
senschaftliche Diskurs seit Jahren von
der fixen Idee leiten, Migrationsbewe-

gungen könnten und müssten «reguliert»
werden. Seit dem Inkrafttreten des ers-

ten Asylgesetzes der Schweiz 1981, insbe-
sondere aber seit den iggoer-Jahren wird
in politischen Debatten immer wieder
davon gesprochen, dass die Asylgesetz-

gebung zu wenig strikt und das Asylsys-
tem in der Schweiz immer noch «zu at-

traktiv» sei. Warum es sich hierbei aber

nicht nur um eine von Flüchtlings- und

Menschenrechtsorganisationen für fast

unbezwingbar gehaltene «Festung
Schweiz» bzw. «Festung Europa» handelt,
sondern um ein Migrationsregime, das

mit relativ durchlässigen Grenzen kop-
frontiert ist, verdeutlicht die Untersu-

chung von Alex Knoll, Sarah Schilliger
und Bea Schwager.

Bereits der Titel des Buches Wisch und

weg/ weist darauf hin: Der schweizeri-
sehe Staat könnte grundsätzlich die hier
lebenden Sans-Papiers-Hausarbeiterin-
nen mit einer Wegwisch-Aktion «entfer-

nen»; in Wirklichkeit geht es aber keines-

wegs darum, die Grenzen zu schliessen,
sondern ein Migrationsregime zu errich-
ten, das es ermöglicht, die migrantischen
Arbeitskräfte durch ihre Klandestinisie-

rung auszubeuten. Dieses Spannungs-
Verhältnis zwischen gesetzlicher Zurück-

Weisung und gleichzeitiger Anwerbung
aus ökonomischen Interessen kennzeich-
net die Lage der Sans-Papiers in der «Fes-

tung mit Dienstbotinneneingängen».
Bereits jeder 17. Haushalt in Zürich be-

schäftigt eine Hausangestellte mit unge-
regeltem Aufenthaltsstatus; die Arbeits-
und Lebensbedingungen von Sans-Pa-

piers-Hausarbeiterinnen müssen als

höchst prekär bezeichnet werden. Im Pri-
vathaushalt bildet sich ein globalisierter
Arbeitsmarkt, in dem zumeist weibliche
Arbeitskräfte in prekären Beschäftigungs-
Verhältnissen arbeiten. Oftmals vollzieht
sich in diesen Verhältnissen eine wider-

sprüchliche Klassenmobilität: Berufliche

Dequalifizierung und ein sozialer Ab-

stieg werden in Kauf genommen, um mit
dem Einkommen die Klassenzugehörig-
keit der Familie im Herkunftsland zu sta-

bilisieren oder zu verbessern.

Im Mittelpunkt der Analyse der Auto-
rinnen steht nicht die Praxis des Staates

im Bereich illegalisierter Migration oder

Grenzkontrollen. Die Perspektive wird
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umgedreht: Kern der Untersuchung sind
nicht die Kategorien, welche von der Mi-
grationspolitik konstruiert werden, son-
dern die Strategien der Sans-Papiers im
Umgang mit diesen in der Praxis folgen-
schweren Kategorien. Der dominieren-
den Sichtweise des Staates und der Ar-

beitgeberlnnen werden die Perspektive
und Praktiken der Migrantinnen entge-
gengesetzt. Aufgebrochen wird auch das

administrative Objekt-Subjekt-Verhält-
nis zwischen Migrantinnen und den Ap-

paraten der Regierung. So nehmen die

Protagonistinnen ihr Schicksal selbst in
die Hände, gleichzeitig sind sie aber ei-

nem repressiven Migrations- und Ar-

beitsmarktregime unterworfen. Hier-
durch wird die Viktimisierung von Mig-
rantinnen vermieden und dem gängigen
Klischee widersprochen, diese seien
blosses Anhängsel des Mannes.

Die Perspektive der Migrantinnen
wurde in drei Erhebungsverfahren un-
tersucht: Zuerst wurden insgesamt 56

Sans-Papiers-Hausarbeiterinnen zum
Thema Arbeitsbedingungen befragt;
dann wurde mit 14 Personen zusätzlich
ein Leitfadeninterview geführt, und
schliesslich fand ein Gruppeninterview
mit vier Personen statt. Obwohl die ur-
sprünglich geplante Befragung von Ar-

beitgeberlnnen aufgrund von Zugangs-
Schwierigkeiten nicht zustande kam,
wird die Reichhaltigkeit des empirischen
Materials dadurch nicht tangiert. Gerade

die Konzentration aufdie Perspektive der

Migrantinnen ermöglichte es, ein facet-
tenreiches Bild der prekären Lebensla-

gen und der Strategien im Umgang mit
den Lebenslagen zu zeichnen. Und das

Zusammenwirken von Mobilität, Flexi-
bilität und Kontrolle über die Sans-Pa-

piers-Hausarbeiterinnen wird erkenn-
bar. Die Untersuchung bricht das «strate-

gische Schweigen» (Bakker 1994), die

Nichtthematisierung der Sans-Papiers-
Hausarbeiterinnen im doppelten Sinne
auf: Auf der einen Seite werden Haus-

haltstätigkeiten, wird der Arbeitsmarkt
in Privathaushalten ausgeleuchtet, auf
der anderen Seite werden die infolge der

Illegalisierung marginalisierten Stand-

punkte von Sans-Papiers in den Mittel-
punkt gestellt.

Als Kontext dienen ein Überblick über
das europäische und schweizerische Mi-
grationsregime sowie Erläuterungen zu
einem forschungstheoretischen Ansatz,
welcher Migration als «eigensinnige Pra-

xis» (Benz/Schwenken 2005) fasst, die so-

wohl Aspekte von Zwang wie auch von
Selbstbestimmung beinhaltet. Vor die-

sem Hintergrund widmet sich die Unter-
suchung der allgemeinen Darstellung
der Lohnarbeit von Sans-Papiers im Pri-
vathaushalt sowie einer ausführlichen
Beschreibung der mit dem ungeregelten
Aufenthaltsstatus und der prekären ar-
beitsmarktlichen Position verbundenen
Probleme (rechtliche und ökonomische

Prekarisierung), aber auch den Wahr-

nehmungen und Strategien der Betroffe-
nen. Geschildert werden die prekären Ar-

beitssituationen, die ständige Angst und

Kriminalisierung von Sans-Papiers, ihre
gesundheitlichen Probleme und die per-
manente Bedrohung der ökonomischen
Existenz durch Krankheit sowie belas-
tende Wohnsituationen. Auch soziale
Netzwerke spielen in verschiedenen Be-

reichen eine wichtige Rolle. Schliesslich
werden die transnationale Lebenspraxis
und Lebensplanung der Sans-Papiers-
Hausarbeiterinnen, also die Herausfor-

derungen eines Lebens zwischen dem

Hier und Dort verdeutlicht. In diesen Ab-
schnitten wird insbesondere der Gegen-

satz zwischen Entrechtung und Duldung
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der Sans-Papiers-Hausarbeiterinnen im-
mer wieder von Neuem deutlich: Sans-

Papiers können ihre sozial- und arbeits-
rechtlichen Ansprüche kaum vor Gericht

geltend machen, ohne dabei das Risiko

einzugehen, verhaftet und ausgeschafft
zu werden.

Ein weiteres Kapitel thematisiert die

Handlungsstrategien der Sans-Papiers-
Hausarbeiterinnen im Umgang mit ihrer
prekären Arbeits- und Lebenssituation
anhand einer Typologie. Herausgearbei-
tet werden die Ambivalenzen zwischen
Autonomie und Unterwerfung an vier
Idealtypen, welche jeweils durch ein aus-
führliches Porträt illustriert werden: die

Widerständige, die Dienstleisterin, die

transnationale Mutter und die Fügsame.
Momente der Selbständigkeit treten hier
der Kontrolle und Disziplinierung durch
die politischen Massnahmen gegenüber.

Die Autorinnen bringen es in der

Schlussbetrachtung nochmals auf den
Punkt: Der Privathaushalt ist als Mikro-
kosmos sozialer Ungleichheiten in der

globalisierten Ökonomie in den Blick zu
nehmen. In Anlehnung an Marx gehen
sie davon aus, dass Sans-Papiers-Haus-
arbeiterinnen ihre Arbeitskraft nur dann

ungehindert anbieten können, wenn sie

als Lohnarbeiterinnen in dreifacher Hin-
sieht «frei» sind: nicht nur frei, ihre Ar-
beitskraft zu verkaufen, und frei von Pro-

duktionsmitteln, sondern auch frei von
Reproduktionsverpflichtungen für eige-
ne Angehörige. Der Haushalt bleibt also

sexualisiert, die geschlechterhierarchi-
sehe Arbeitsteilung wird entlang von
Ethnizität und Klasse neu organisiert.
Das letzte Kapitel widmet sich der The-
matik von Selbstbestimmung und Er-

mächtigung bei den Sans-Papiers-Haus-
arbeiterinnen. Es geht um Formen der

Selbstorganisierung und des Widerstan-

des auf weltweiter Ebene, aber auch in
der Schweiz, mit welchen Hausarbeite-
rinnen und Sans-Papiers das Migrations-
und Arbeitsmarktregime immer wieder
herausfordern.

Fazit: Die aufschlussreiche Studie von
Knoll, Schilliger und Schwager leuchtet
das «doppelte Niemandsland von Privat-
heit und Illegalität» (Gather/Geissler/
Rerrich 2002), in dem sich die Sans-Pa-

piers-Hausarbeiterinnen befinden, aus
und ermöglicht zum ersten Mal einen
konkreten Einblick. Gerade im Kanton
Zürich bilden die Untersuchungsergeb-
nisse eine wertvolle Grundlage, um die
Situation von Sans-Papiers-Hausarbeite-
rinnen und den politischen Handlungs-
bedarfaufzuzeigen und eine Politik «von

unten» zu inspirieren. Wünschenswert
wäre gewesen, auch die Gemeinsamkei-

ten der Lebenslagen von Personen mit
unsicherem Aufenthaltsstatus nochmals
hervorzuheben. Die Nachfrage nach fle-
xibel einsetzbaren und billigen Arbeits-
kräften in Niedriglohnbranchen wird
nicht nur durch Sans-Papiers gedeckt,
sondern in den letzten Jahren auch zu-
nehmend durch Personen im Asylbereich
(Ausweis N und F). Gemeinsam ist den

Betroffenen nicht nur die prekäre Le-

bens- und Erwerbslage, sondern auch

die Tatsache, dass die Profitgenerierung
in arbeitsintensiven Branchen durch
eine sogenannte Auslagerung vor Ort

sichergestellt wird (vgl. Terray 2002). So

kann denn auch von den «neuen Gastar-

beiterinnen» gesprochen werden (Piguet/
Wimmer 2000).

Jacqueline Kalbermatter
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Die Begriffe «Prekarität» und «Aktivie-

rung» stehen im Zentrum aktueller Dy-
namiken der Arbeitswelt und weiterer
Lebensbereiche. Neu ist an der Prekarität
wohl vor allem, dass diese nun nach dem
Ende einer historisch einmaligen Phase

der gesellschaftlichen Integration auf-

tritt (Robert Castel); sie kann als Resultat

einer «Prekarisierungsstrategie» im Rah-

men einer neuen Herrschaftsform ver-
standen werden, die auf der «Errichtung
einer zum allgemeinen Dauerzustand

gewordenen Unsicherheit» fusst und das

Ziel verfolgt, Erwerbstätige zur Hinnah-
me ihrer Arbeitsbedingungen zu zwin-
gen (Pierre Bourdieu).

In ihrem Sammelband Afewe Prefcari-

räf gehen Karin Scherschel, Peter Streck-

eisen und Manfred Krenn davon aus,

dass Prekarität im Zusammenwirken mit
der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik
analysiert werden muss (S. 7). Die Politik
der Aktivierung beruht auf der Prämisse,
dass bedingungslose Unterstützung kei-

ne Leistungsanreize enthalte und Passi-

vität hervorrufe. Gefordert werden daher

Gegenleistungen der Betroffenen. Die

Herausgeberinnen fragen nicht, ob es

überhaupt einen Zusammenhang zwi-
sehen Aktivierung und Prekarität gibt,
sie richten ihren Fokus direkt auf die

Form dieses Zusammenhangs. Sie tun
dies in zwei Richtungen: Einerseits fra-

gen sie, wie die Arbeitsmarktpolitik auf
die Prekarisierung reagiert. Andererseits
untersuchen sie, wie aktivierende Ar-

beitsmarktpolitik die Prekarisierung be-

einflusst hat. In vergleichender Perspek-
tive werden Deutschland, die Schweiz,

Österreich,'Grossbritannien und Polen

untersucht. Ein Ergebnis lautet, dass sich
in den untersuchten Ländern vor den

Hintergründen je spezifischer Geschieh-

te, politischer Vorzeichen und unter-
schiedlicher sozialstaatlicher Traditio-
nen die neuen arbeitsmarkt- und sozial-

politischen Interventionen «ähneln»

(S. 7), aber weder deckungsgleich sind
noch identische Folgen zeitigen.

Den Folgen der aktivierenden Arbeits-

marktpolitik in Deutschland widmet
sich der Beitrag von Karin Scherschel

und Melanie Booth. Die «Aktivierungs-
wende» (S.17) mit den Hartz-Gesetzen
führte zwar zu einem statistischen Rück-

gang der Erwerbslosenzahlen, der aller-

dings einem «Pyrrhussieg» (S.39) gleich-
kommt. Denn er geht den Autorinnen
zufolge mit einer Tendenz zur Prekarisie-

rung einher, welche durch die Hartz-Re-
formen erst ermöglichtwurde. Die Expan-
sion des Niedriglohnsektors, der Leihar-
beit und die Schaffung neuer Formen
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geringfügiger und unsicherer Beschäfti-

gung sind in diesen gerade vorgesehen
(S. 34). Der Rückgang der Erwerbslosen-
zahlen wird von der Entstehung eines

neuen Segments von arbeitenden Armen
(Working poor) begleitet. Die aktivie-
rungsorientierten Hartz-Reformen tra-
gen wenn auch nicht in kausaler Weise,

so doch in mehrfacher Hinsicht zur Ex-

pansion von Prekarisierung in Deutsch-
land bei.

Auch in der Schweiz gibt es keine em-

pirischen Hinweise dafür, dass die Akti-
vierungspolitik zu einer Senkung von Er-

werbslosigkeit oder prekärer Beschäfti-

gung führt (S. 69). Im Gegenteil, schreibt
Peter Streckeisen, förderte die Aktivie-
rungspolitik durch Leistungskürzungen,
Sanktionen, Verschärfung der Zumut-
barkeit und erzwungene Akzeptanz neue
Formen prekärer Beschäftigung. Die Ak-

tivierungspolitik hat dazu geführt, dass

zahlreiche Erwerbslose in befristete An-

Stellungen («Zwischenverdienst»), Be-

schäftigungsprogramme und Kurse ge-

drängt werden. Als «nicht arbeitslose
Stellensuchende» bezeichnet, wird ihre
prekäre Lebenslage in der Erwerbslosen-
Statistik «unsichtbar gemacht» (S. 53). Im
Unterschied zu Deutschland wurden in
der Schweiz die Leistungen für Langzeit-
erwerbslose und Sozialhilfe nicht zu-
sammengelegt, doch auch hier behan-
dein Politik und Behörden Erwerbslose,
Personen mit Behinderung und Arme zu-
nehmend als eine einzige Gruppe von
Menschen, die aktiviert werden müssen.

Erwerbslosigkeit und Massnahmen zur
prekären Beschäftigung treten gleichzei-
tig auf. Daher kann die Schaffung prekä-
rer Beschäftigung als scheiternder Ver-

such gedeutet werden, das Problem der
zunehmenden Erwerbslosigkeit zu lösen

(S.70).

Herzstück des Bandes ist ein Beitrag,
der Ergebnisse und methodische Fragen
des Ländervergleichs zusammenfassend
diskutiert. Ganz allgemein lässt sich in
allen fünf untersuchten Ländern sowohl
eine Tendenz zur Expansion prekärer Be-

schäftigungsverhältnisse als auch eine

aktivierungspolitische Wende der Ar-

beitsmarktpolitik feststellen. Hier wird
abermals die «Wechselwirkungzwischen
Politik und Statistik» (S.180) deutlich:
Die Ausbreitung prekärer Arbeits- und
Lebensverhältnisse sowie die Zunahme
der auf Hilfe angewiesenen Bevölke-

rungsteile sind laut Streckeisen «durch
die staatliche Politik mitverursacht und
mitgeprägt» (S.194). Damit einher geht
eine bestimmte Wahrnehmung der Be-

troffenen und der sozialen Probleme.

Strukturelle Faktoren werden ausgeblen-
det und Probleme defizitorientiert «als

Ergebnis fehlenden Verantwortungsbe-
wusstseins, mangelhafter Ressourcen-

ausstattung und einer problematischen
Passivität der betroffenen Menschen»

(S.194) individualisiert und personali-
siert.

Auch die Zahl der Working poor in der

Schweiz wird durch die Anpassung von
statistischen Definitionen vermindert,
wie Ueli Mäder schreibt. Die aktivieren-
de Sozialhilfe könne weder der Kumula-
tion sozialer Problemlagen der Working

poor noch ihrem Bestreben nach Ablö-

sung von der Sozialhilfe gerecht werden
(S.209). Dessen ungeachtet wird in der
Schweiz sogar versucht, ehemals als

«schwervermittelbar» oder «arbeitsunfä-

hig» eingestufte Personen mit komplexer
Mehrfachproblematik zu aktivieren, wie
Martina Koch undAlan Canonica zeigen.
Auf Erwerbslose mit komplexer Mehr-

fachproblematik reagieren die Behörden
einerseits mit einer Ausweitung der Defi-
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nition von Arbeitsfähigkeit, andererseits

mit einem Programm zur «Interinstitu-
tionellen Zusammenarbeit» (IIZ) zwi-
sehen den zuständigen Institutionen der
sozialen Sicherheit. Die Klientinnen wer-
den dabei teilweise so behandelt, als ob

sie potenziell beruflich integriert und

gleichzeitig überflüssig seien. Sie befin-
den sich in einer «Schwebelage» (S.249)

zwischen Kommodifizierung und De-

kommodifizierung. Der Fokus wird da-

bei auf Kommodifizierung gelegt: Der

Zwang zur individuellen Optimierung
der Beschäftigungsfähigkeit (employa-
bility) wird verschärft und auf komplexe
Problemlagen ausgeweitet, was zumeist
zu Rückschlägen und Prekarität führt.

Der vorliegende Band legt ein Schwer-

gewicht auf die Beantwortung der Frage,
inwiefern die Politik der Aktivierung die
Tendenz zur Prekarisierung erst hervor-

bringt. Insgesamt kommt hingegen die

Beantwortung der Frage nach der Reakti-

on derArbeitsmarktpolitik aufPrekarität
zu kurz. Deutlicher wäre herauszuarbei-

ten, wie sich die beiden Fragen zueinan-
der verhalten. Eine Schwierigkeit besteht

darin, dass Prekarität teils als prekäre
Beschäftigung verstanden wird, teils
aber Erwerbslosigkeit zu meinen scheint.
Bourdieus Verständnis von Prekarisie-

rung als politischer Strategie und Praxis
könnte für die Analyse gewinnbringend
sein. Damit liessen sich sowohl Aktivie-

rung als auch Prekarität als Strategien
der Flerrschaft fassen, die als zwei kons-

titutive Seiten einer Praxis untersucht
werden könnten. In ähnlichem Sinne
liessen sich auch Erkenntnisse aus den

Gouvernementality Studies fruchtbar
machen, die im Anschluss an Michel
Foucault u.a. den Sozialstaat untersu-
chen. Sie Werden im vorliegenden Band

in einem Satz abgetan (S.i78f.).

Wertvolle Hinweise liefert der Band in
methodischer Hinsicht. Neben der His-
torizität aller Sozialpolitik zeigt er auch

die Konstruiertheit sozialer Realität
durch die «Wechselwirkung zwischen
Politik und Statistik» (S.180) auf. Politi-
sehe Akteure, Behörden, Statistiken und
Studien können gar nicht neutral agieren,
sie sind immer schon in politische Kämp-
fe um die Wirklichkeit verstrickt. Inhalt-
lieh kann kritisiert werden, dass sich der
Sammelband stark auf die Arbeitsmarkt-

politik und Beschäftigungsverhältnisse
konzentriert, obwohl er den Anspruch
formuliert, weitere Lebenskontexte zu
reflektieren und «Prekarität nicht länger
aufprekäre Beschäftigungsverhältnisse»
(S.10) zu beschränken.

Der Sammelband JVewe Preton'fäf ver-
sammelt fast ausschliesslich relevante

Ergebnisse aus der aktuellen Forschung.
Er arbeitet den Forschungsstand akri-
bisch auf und stellt umfangreiche weiter-
führende Literatur bereit. Mit hohem In-
formationsgehalt und kritischem Blick
leistet er einen sehr lesenswerten Beitrag
zur Einordnung des «Zusammenspiels

von Prekarisierung und Aktivierung»
(S.7).

Michael Mülli

MultiWatch (Hg.): Zementierte Profite-
verwässerte Nachhaltigkeit. 100 Jahre im

Zementgeschäft. Ein Blick auf den Schweizer

Konzern Holcim. Edition 8, Zürich 2012 (112 S.)

Anlass für das spannende Buch ist das

100-jährige Jubiläum von Holcim. Her-

ausgeberin ist MultiWatch, eine auf die

Beobachtung von Menschenrechtsver-

letzungen bei schweizerischen Multis
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spezialisierte, 2005 gegründete Organi-
sation. Das Buch wurde den Sharehol-
dern von Holcim an deren Generalver-

Sammlung im April 2012 überreicht. Die

gut recherchierten Beiträge erlauben es,

einen Blick hinter die Fassade der von
Holcim propagierten «nachhaltigen» Ze-

mentproduktion zuwerfen.
Im ersten Teil des Buches werden ty-

pische lokale Konfliktsituationen darge-
stellt, die sich aus der global koordinier-
ten Produktion von Zement durch Hol-
cim ergeben. Im zweiten Teil werden die

wichtigsten Meilensteine der hundert-

jährigen Geschichte des Konzerns nach-

gezeichnet.
Der erste Teil beginnt mit der Darstel-

lung der Strategie, mit der die Holcim-
Tochter Associated Cement Companies
Ltd. (ACC) in Indien die Arbeitskosten in
der grossen Kalksteinmine in Jamul nach
klassisch kapitalistischen Massstäben

«optimiert»: Drei Viertel der Arbeiterin-
nen werden dort als Leiharbeiterinnen
zu deutlich schlechteren Arbeitsbedin-

gungen und einem Bruchteil des Lohns

beschäftigt, der ihnen bei Direktverträ-

gen zustehen würde. Einer gerichtlichen
Aufforderung, direkte Arbeitsverträge
abzuschliessen, kam Holcim bisher nicht
nach. Eine sozial verantwortliche Ver-

besserung der Arbeitssituation für die in
prekären Verhältnissen lebenden Arbei-
terlnnen und ihre Familien gehört an-
scheinend nicht zum Nachhaltigkeits-
Verständnis von Holcim.

An Standorten von Holcim-Firmen in
Mexiko und Argentinien beklagt sich die
lokale Bevölkerung über gesundheitliche
Probleme. Diese stehen im Zusammen-

hang mit der energietechnisch und kli-
mamässig interessanten Aufbereitung
und Verbrennung teilweise toxischer Ab-
fälle in Zementöfen. In Argentinien wur-

de Dioxin weit über dem erlaubten
Grenzwert ausgestossen. Inwieweit die-

se hochgradig krebserregenden Substan-

zen die Gesundheit der Bevölkerung be-

einträchtigen können oder dies bereits

getan haben, ist eine Frage, die weder
Holcim noch die zuständigen Behörden
ernsthaft interessiert. Und dies, obwohl
bereits unabhängige Expertisen von den

lokalen Universitäten vorhanden sind.

Um den nicht nachhaltigen Umgang
mit den Wasserressourcen geht es im Bei-

spiel aus Kolumbien. Die naturgemäss
sehr wasserintensive Zementproduktion
hatte das Absinken der Grundwasser-

Spiegel zur Folge. Der massive Wasser-

verbrauch führt zu einem ebenso massi-

ven Ausstoss von Abwasser über einen
Fluss, dessen Lauf wegen des Kalkstein-
abbaus bereits mehrmals umgeleitet
wurde. Regelmässige Überschwemmun-

gen in einem Armenquartier von Bogota
sind eine der Folgen.

In Guatemala schliesslich wehrt sich
die indigene Bevölkerung seit Jahren ge-

gen den Bau einer Zementfabrik auf ih-
rem Territorium. Die indigenen Gemein-
Schäften wurden nie offiziell über das

Projekt informiert. Das ihnen gemäss in-
ternationalen Konventionen (ILO Artikel
169) und nationalen Gesetzen zustehen-
de Recht auf Konsultation über Entwick-
lungsvorhaben auf ihrem Territorium
wurde ihnen von der Regierung verwei-

gert. Die in der Folge in eigener Regie vor-

genommene Konsultation lehnte den
Bau der Zementfabrik mit 8946 gegen 4

(vier!) Stimmen klar ab. Diese rechtlich
gut abgestützte Konsultation ist bis heu-

te weder von der Partnerfirma von Hol-
cim noch von der Regierung anerkannt
worden.

Der zweite Teil des Buches nähert sich
dem Konzern aus einer historischen Per-
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spektive. Bei dessen Lektüre kann man
nachvollziehen, wie der aktuelle unter-
nehmerische Erfolg von Holcim untrenn-
bar mit den Schmidheiny-Familienkon-
zernen Eternit und Holderbank verbun-
den ist. Das Buch zeichnet auch nach, wie
das Grosswerden dieser Familienkonzer-
ne in enger Beziehung zu dem von ihnen
und anderen «grossen Traditionsfirmen»
(BBC, Nestlé, Bankverein, Ciba Geigy
etc.) unterstützten bürgerlich-rechten
politischen Milieu der Schweiz stand.
Dieses spezifische politische Milieu
spielte eine bedeutende Rolle beim Etab-
lieren des Vorläufers von Holcim, der
Holderbank Zement AG, und gewährte
Hilfe und Rückendeckung bei der globa-
len Ausweitung ihres Geschäftsfeldes.

Die Darstellung der Meilensteine der
Geschichte von Holcim liefert interes-
sante Anhaltspunkte für Antworten auf
die Frage, die sich nach der Lektüre des

Buches stellt: Wie können die Widersprü-
che zwischen Diskurs und Praxis der Un-

ternehmensführung erklärt werden?
Auch wenn klar ist, dass es nicht Aufgabe
dieses Buches war, dieser Frage nachzu-

gehen, wäre es interessant gewesen, hier-

zu einige Überlegungen anzustellen. Das

Buch zeigt nämlich auf, dass ein oligopo-
listisch orientierter Grosskonzern sich
den strukturellen Widersprüchen des

globalen, kapitalistisch konstituierten
Wirtschaftssystems nicht einfach entzie-
hen kann. Holcim versucht anerkannter-

massen, die direkten Umweltfolgen
(C02-Ausstoss oder Energieverbrauch)
der Zementproduktion zu reduzieren.
Trotzdem gelingt es mit dem bestehen-
den Geschäftsmodell nicht wirklich, die

Zementproduktion so zu organisieren,
dass die Interessen von Arbeitnehmerin-
nen, betroffenen Bevölkerungsschichten
und der langfristigen Erhaltung der Um-

weit den gleichen Stellenwert haben wie
die Interessen der Shareholder von Hol-
cim.

Dieser Widerspruch nährt sich aus
dem immer noch einseitigen Verständ-
nis der unternehmerischen Tätigkeit.
Anton E. Schrafl, eine der Schlüsselper-
sonen in der Geschichte des Konzerns,

bringt diese reduktionistische Sicht so

zum Ausdruck: «Es ist das Recht und die
Pflicht jedes Unternehmens, Profite zu
machen.» Aus dieser Sicht kann der

grundlegende Widerspruch zwischen

Kapital, Arbeit und den wissenschaftlich
fundierten Ansprüchen an eine lebens-

werte Umwelt, welcher der durchzöge-
nen Bilanz von too Jahren Holcim zu-
gründe liegt, nicht erkannt werden.

Ein zukünftiger CEO der Firma, der

Holcim wirklich nachhaltig machen
möchte, müsste in Anlehnung an das

Buch in etwa das folgende unternehme-
rische Motto formulieren: «Es ist unser
Recht und unsere Pflicht, Zement zu pro-
duzieren; und zwar so, dass die sozialen
und politischen Grundbedürfnisse von
allen Mitarbeitenden, der Lokalbevölke-

rung und der Konsumenten, im Rahmen
einer lebenswerten Umwelt, möglichst
weitgehend und ökonomisch nachhaltig
gedeckt werden können.»

Stephan Rist
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Konrad J. Kuhn: Entwicklungspolitische So-

lidarität. Die Dritte-Welt-Bewegung in der

Schweiz zwischen Kritik und Politik (1975-

1992). Chronos Verlag, Zürich 2011 (464 S.)

Auf dem Umschlag der 2011 als Buch er-
schienenen Dissertation von Konrad J.

Kuhn sind zwei Aktivisten der Brfc/ärwwg

non Bern vor dem Hauptsitz der Kreditan-
stalt abgebildet. Ihr Transparent - «Es

kommt weniger drauf an, mehr zu geben,
als weniger zu nehmen» - weist aufstruk-
turelle Ungleichheit, Ausbeutungsver-
hältnisse und Verteilungsfragen hin.
Diese Themen prägten von Beginn an
auch die Schweizer Drittweltbewegung,
und sie haben bis heute nichts von ihrer
Aktualität verloren. Der Zürcher Histori-
ker Konrad J. Kuhn geht in seiner Studie
über die Geschichte der entwicklungspo-
litischen Solidaritätsbewegung im Zeit-

räum zwischen 1975 und 1992 den Aktivi-
täten, Analysen und Forderungen einer
vielfach gespaltenen Bewegung nach.

Einleitend stellt Kuhn dar, welche Rol-

le der Solidaritätsbegriff für das Schwei-

zerische Selbstverständnis spielt. Für die
staatlichen Stellen ergänzt Solidarität
die Neutralität - mit dem Vorteil, dass

das im internationalen Umfeld artiku-
lierte Unverständnis über die Neutrali-
tätsmaxime der Schweiz kompensiert
werden kann. Dabei ging es immer wie-
derumwirtschaftliche Zusammenarbeit,
womit die offizielle Solidarität in vielen
Fällen «Mittel zum Zweck» wurde. Die

Drittweltbewegung versuchte diese Inst-
rumentalisierung zu überwinden: Eine

Solidarität, die ihren Namen verdient, ist
universal. Damit knüpfte die Bewegung
an den programmatischen Internationa-
lismus der Arbeiterinnenbewegung an.
Ein weiterer wichtiger Ausgangspunkt

für die Entstehung der entwicklungspo-
litischen Solidaritätsbewegung in der
Schweiz war die «ig68er-Bewegung», in
der die «Dritte Welt» als Gegenstand un-
terschiedlicher ökonomischer und poli-
tischer Analysen breit diskutiert wurde
und Identifikationen mit Befreiungsbe-

wegungen ermöglichte.
Kuhn kommentiert die Problematik

des Drittweltbegriffs, verwendet ihn je-
doch selbst in seiner Arbeit als Kürzel für
ein handlungsleitendes Konzept: «als

Idealbild, das unzählige Schweizerinnen
und Schweizer angespornt hat, sich für
benachteiligte Menschen einzusetzen»
(S. 15). Die Drittweltbewegung fasst er als

neue soziale Bewegung, bei deren Ent-

stehung neben den Ereignissen von
«1968» viele weitere Faktoren, Ansätze
und Entwicklungen mitwirkten. Dazu

gehörten unter anderem die Dekolonisa-
tion, die Dependenztheorien, die Frie-

densbewegung und der Einfluss sozial

engagierter kirchlicher Kreise. Die Un-

tersuchung setzt 1975 ein und beleuchtet
das aus entwicklungspolitischer Sicht
«verlorene» Jahrzent der ig8oer-Jahre. Er

dokumentiert den entwicklungspoliti-
sehen Diskurs anhand ausgewählter Er-

eignisse und geht der Frage nach, wie die

Bewegung um die Deutungshoheit im
politischen Diskurs kämpfte, welche

Konfliktlagen und Problemstellungen sie

dabei analysierte und wie sie die daraus

folgenden Alternativen und Forderungen
politisch lancierte. Ebenso arbeitet Kuhn
die Organisationsentwicklung sowie die

vielfältige Gespaltenheit der Drittwelt-
bewegung auf.

1981 versammelten sich am Symposi-
um der Solidarität in Bern über 3000 Per-

sonen. Unter dem Motto «Entwicklung
heisst Befreiung» wurden Forderungen
diskutiert und ein Manifest verabschie-

202 WIDERSPRUCH-62/13



det, das die offizielle Schweizer Aussen-
und Entwicklungspolitik scharf kritisier-
te. Auch Vertreterinnen und Vertreter
von Befreiungsbewegungen und opposi-
tionellen Kräften aus der «Dritten
Welt» nahmen teil. Kuhn bezeichnet das

Symposium als Höhepunkt der bisheri-

gen Entwicklung und gleichzeitig als Be-

ginn der Aufsplitterung der Schweizer

Drittweltbewegung. Der Autor ortet mit
Blick auf die weitere Entwicklung drei
unterschiedliche Positionen: Zum einen

waren im Nachgang zu «1968» politische
Gruppierungen wie die Erfc/ärung yorc

Bern und die Solidaritätskomitees ent-
standen, die von dependenztheoreti-
sehen und antiimperialistischen Ansät-

zen ausgingen und die Schweiz als Teil

eines ungerechten Weltsystems kritisier-
ten. Völlig gegenteilige Positionen ver-

traten zum anderen die schweizerischen
Wirtschaftskreise und die grossen bür-

gerlichen Parteien, die Solidarität nur als

«Mittel zum Zweck» wirtschaftlicher Zu-

sammenarbeit verstehen wollten. Da-

zwischen nahmen die Hilfswerke eine

«Mitteposition» ein: Sie traten moderater
auf, da sie als Empfänger öffentlicher
Gelder und von Spenden einer heteroge-
nen Basis verpflichtet und öffentlich wie
auch intern angreifbar waren. Die von
Kuhn konstatierte Aufspaltung der Be-

wegung in politische Gruppierungen, So-

lidaritätskomitees und etablierte Hilfs-
werke hat die Bewegung im untersuch-
ten Zeitraum entscheidend geprägt.

1983 schlug der Bundesrat angesichts
knapper Bundesfinanzen vor, ab 1984 die

Entwicklungshilfe einzufrieren und da-

mit knapp 400 Millionen Franken einzu-

sparen. Dies kontrastierte aufs Schärfste

mit der 1980 formulierten Forderung der
UNO, die Entwicklungshilfe der Indust-
rieländer sei auf mindestens 0,7 Prozent

des Bruttosozialproduktes anzuheben.
Eine unter dem Titel «Entwicklungshilfe
ist eine Überlebensfrage» von den Hilfs-
werken lancierte Petition konnte im
Herbst 1983 mit über 200000 Unterschrif-
ten eingereicht werden. Die geplanten
Sparmassnahmen konnten damit zwar
nicht verhindert werden, jedoch hatte
die Petition zur Folge, dass die Entwick-

lungshilfegelder von Bund, Kantonen
und Gemeinden in den Folgejahren wie-
der schrittweise anstiegen.

1984 kam die 1978 von der SP Schweiz
als Antwort auf den «Chiasso-Skandal»
der SKA eingereichte Bankeninitiative
zur Abstimmung. Die Banken sollten

transparenter wirtschaften, der Steuer-

hinterziehung sollte ein Riegel gescho-
ben werden und die Schweiz sollte nicht
länger ein Hort für Fluchtgelder sein. 1978

war die Ata'on EinanzpZafz Schtfeiz-Drif-
fe We/t (AFP) gegründet worden, die hier-

zu wichtige Aufklärungsarbeit leistete.
Deren Kampagne gegen «Blutgelder» und
der Abstimmungskampf zeigten - nicht
zum ersten Mal - die Spaltung der Dritt-
Weltbewegung, da sich die Hilfswerke
aus verschiedenen Gründen nicht dazu
entschliessen konnten, die Bankeniniti-
ative aktiv zu unterstützen.

Neben einzelnen «Ereignissen» fo-
kussiert Kuhn auf Längsschnitthemen,
die den entwicklungspolitischen Diskurs
bestimmten. So legt der Autor dar, wie
sich die öffentliche Thematisierung von
Hunger veränderte. Die Drittweltbewe-

gung analysierte die Ursachen des Hun-

gers vor allem als ein Verteilungspro-
blem. Damit bezog sie eine Gegenposi-
tion zu Analysen, die Hunger als

Naturkatastrophe verstanden, ebenso

wie zu neomalthusianischen Ansätzen,
die den Hunger auf Überbevölkerung zu-
rückführten. Überzeugend werden die
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Dilemmata insbesondere der Hilfswerke

geschildert, die in zahlreiche Aktionen
direkter Nothilfe involviert waren: Durf-
te emotional kommuniziert werden,
etwa mit Bildern von hungernden Kin-
dern? Wie konnte man einer breiten Öf-

fentlichkeit die dem Hunger zugrunde
liegenden Verteilungsprobleme erklä-
ren? War die .Nothilfe angesichts fortbe-
stehender struktureller Ungleichheiten
überhaupt sinnvoll, oder führte sie viel-
leicht sogar langfristig zu mehr Elend

und Not? Wie konnten die notwendigen
Strukturveränderungen auf globaler
Ebene angegangen werden? Politische

Gruppierungen kritisierten denn auch
die Arbeit der Hilfswerke zumindest teil-
weise als unpolitisch und damit inkonse-

quent. 1981 lancierte die Erklärung von
Bern die Kampagne «Hunger ist ein Skan-

dal», die die strukturellen Ursachen von
Hunger in den Mittelpunkt stellte. Dabei
stand die Forderung nach fairem Handel
im Zentrum, was in der Schweiz wieder-

um ein Anlass war, den eigenen Lebens-

stil im Wohlstand zu hinterfragen.
In den ig8oer-Jahren wurde die Ver-

schuldung der Entwicklungsländer auch

in der Schweiz zu einem zentralen The-

ma der Drittweltbewegung. Der Schul-

dendienst derEntwicklungsländer an die
Industrieländer überstieg die Entwick-

lungshilfezahlungen in vielen Fällen bei
Weitem. 1989 lancierten die Hilfswerke
im Hinblick auf das 700-Jahr-Jubiläum
der Eidgenossenschaft die Petition «Ent-

Wicklung braucht Entschuldung». Ziel

war es, einen öffentlichen Fonds zur Ent-

schuldung der ärmsten Länder zu schaf-

fen. Bewegungsintern wurde die Petition
heftig diskutiert, bestritten doch viele

politische Gruppierungen und Solidari-
tätskommissionen ganz grundsätzlich
die Legitimität der Schulden und des

Schuldendienstes. (Vgl. dazu auch Wï-

derspruc/j-Sonderband 2, 1989: «Schul-

denkrieg und CH-Finanzkapital».)
Mit grossem Interesse liest man, wie

die Frage des Beitritts zu IWF und Welt-

bank zu Beginn der tggoer-Jahre die

Drittweltbewegung nochmals spaltete
und damit entscheidend schwächte.

Trotz grundsätzlicher Einigkeit in der

Kritik an Währungsfonds und Weltbank
waren sich politische Gruppierungen
und Hilfswerke uneinig, was die Strate-

gien des Widerstands und des weiteren

politischen Vorgehens anging. Erstere
beschlossen im Herbst 1991, das Referen-

dum zu ergreifen, dessen Unterstützung
die Hilfswerke verweigerten. Letztere
hofften einerseits auf Mitwirkungsmög-
lichkeiten im Rahmen der beiden Insti-
tutionen, andererseits wollten sie nicht
die isolationistischen Kräfte unterstüt-
zen, die ebenfalls Unterschriften für ein
Referendum sammelten. Letzteres erin-
nert an das Setting der EWR-Abstim-

mung im September 1992: Auch hier ar-

gumentierte die (mehrheitliche) Ja-Posi-

tionvonSPund Gewerkschaften vielfach
mit der veränderten weltpolitischen Si-

tuation nach den Umbrüchenvon 1989/91,

mit dem Wunsch nach Öffnung und der

Ablehnung isolationistischer Positionen.
Im Gegensatz zur EWR-Vorlage wurde
der Beitritt zu den Institutionen von Bret-
ton-Woods jedoch klar angenommen.

Kenntnis- und materialreich erläutert
Kuhn die Geschichte der schweizeri-
sehen Drittweltbewegung in den «langen
1980er Jahren». Partielle Erfolge werden

Niederlagen gegenübergestellt, die zu
weiteren Spaltungen der Bewegung führ-
ten. Die weitreichenden politischen Um-
brüche im internationalen Umfeld der

späten 1980er und frühen iggoer-Jahre

trugen wesentlich dazu bei. Damals
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rückte die Entwicklung Ostmitteleuro-

pas in den Fokus, während die «Dritte
Welt» in den Hintergrund geriet. Zuneh-
mend dominierten professionalisierte
NGOs und Hilfswerke das entwicklungs-
politische Feld. Für diese standen viel-
fach Spendenmarkt- und Marketing-
Überlegungen im Zentrum, während die

personell und finanziell ungleich
schlechter dotierten politischen Grup-
pierungen und Solidaritätskomitees in
der öffentlichen Diskussion ins Hinter-
treffen gerieten. Der Kollaps des Staats-

Sozialismus sowjetischer Prägung führ-
te, wie Kuhn schreibt, zu einer «postuto-
pischen Zurückhaltung» und erschwerte
die Formulierung alternativer Konzepte.
Wenngleich Begriffe wie «Entwicklung»
und «Solidarität» in der politischen So-

ziologie und Entwicklungssoziologie
Dauerthema blieben, verloren sie nach
Kuhn in öffentlichen Diskursen an poli-
tischerWirkung.

Kuhns informative und spannend zu
lesende Studie bietet eine gute Basis, um
in der Schweiz die Entwicklungspolitik
und Solidarität mit den Armen nach 1992

bis in die Gegenwart aufzuarbeiten - und
von heute aus weiterzudenken. Auch

wenn die Prozesse der Spaltung der Be-

wegung in einzelnen Fällen vielleicht et-

was zu sehr vom Resultat her interpre-
tiert werden, überzeugen Konzeption
und Durchführung der Studie. Abschlies-
send hält der Autor fest, dass der Zerfall
der Bewegung in ihrer damaligen Form

keineswegs das «Ende der menschlich
begründeten Hoffnung auf eine gerechte
Welt» bedeute. Dieser Einschätzung mag
angesichts der fortdauernden Ausbeu-

tung der Dritten Welt etwas Paradoxes

anhaften. Weiterhin kontrastiert die For-

derung der Schweizer Drittweltbewe-

gung nach politischer Analyse und Sys-

temkritik mit den technokratischen und
marketinggläubigen Positionen vieler
heutiger Hilfswerke und NGOs. Umso
mehr gilt es, einer de facto unpolitischen
Haltung ein politisches Engagement ent-

gegenzusetzen, das die globalen Verhält-
nisse struktureller Ungleichheit und ihre
Profiteure weiterhin beim Namen nennt.

Rebekka Wyler

Romeo Rey: Solidarity. Entwürfe zu einer

neuen Gesellschaft. VSA Verlag, Hamburg
2012 (320 S.)

Romeo Rey hat mich ein halbes Leben

lang mit seinen Artikeln begleitet und je-
der Beitrag, den er zum Beispiel als

Lateinamerikakorrespondent im Zür-
eher 7ages-Anzeigergeschrieben hat, war
für mich ein «Must». So ist es sicher vie-
len Politikinteressierten meiner Genera-

tion gegangen. Leider sind Journalistin-
nen oder Journalisten mit einem ver-

gleichbarenhistorischenundpolitischen
Wissen selten geworden. Gespannt war
ich deshalb auf das neue Buch von Ro-

meo Rey, das bereits im Titel viel ver-

spricht. Nämlich einen Blick auf mögli-
che neue Gesellschaftsformen.

In seinem neuesten Werk beschränkt
sich der Autor keineswegs auf eine Ana-

lyse des neoliberalen Modells, das die

Welt in grosse soziale Widersprüche, eine
ökonomische Krise und nahe an ein öko-

logisches Desaster getrieben hat. Das ha-

ben Autorinnen und Autoren vor ihm ge-
macht. Rey kommentiert vielmehr die
verschiedenen Versuche, Alternativen
zum Kapitalismus zu beschreiten, die es
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in der jüngeren Geschichte gegeben hat:
welche Schwierigkeiten sie hatten und

warum sie gescheitert sind. So etwa der
Stalinismus in der Sowjetunion. Er ana-

lysiert aber auch heute noch bestehende

Alternativen zum Neoliberalismus. Als

Lateinamerika-Kenner beschreibt er be-

sonders fundiert die kubanische Révolu-

tion, die zapatistische Bewegung sowie
die linken Regierungen in Venezuela und
anderen lateinamerikanischen Ländern.
Nicht zu kurz kommen auch neuere soli-
darische Produktionsformen in der Alten
Welt, von der traditionellen Genossen-

schaftsbewegung bis hin zu den «com-

mons», also der Produktion von kollekti-
ven Gütern und Dienstleistungen, von
denen niemand ausgeschlossen werden
kann oder soll, wie z. B. im Falle der «open
source»-Software. Rey zitiert Krätke, der

im Widerspruch Heft 55 (2008) vorgerech-
net hat, dass es allein in Europa etwa

240 000 genossenschaftliche Betriebe mit
140 Millionen Mitgliedern gibt. Dazu ge-
hören allerdings auch Unternehmens-
Genossenschaften wie z.B. die Migros.
Dennoch: Rey legt dar, dass solche An-
sätze solidarischen Wirtschaftens nicht
zuletzt wegen der Förderung durch eini-

ge lateinamerikanische Staaten im Auf-
wind sind.

Rund die Hälfte des Buches widmet
Rey künftigen wirtschaftlichen Alterna-
tiven, wobei er nahtlos an die bereits be-

stehenden Modelle solidarischen Wirt-
schaftens anknüpfen kann. Sein neuer
Gesellschaftsentwurf basiert auf vier
Pfeilern: einer Umverteilung bzw. einer

Rückverteilung des Reichtums über Steu-

ern, einer Neutralisierung des Kapitals,
der Demokratisierung der Wirtschaft
und einem multipolaren internationalen
System mit gerechtem Handel.

Die Rückverteilung des Reichtums

über progressive Steuern ist dringend
nötig, weil sich Vermögen und Einkorn-

men in den letzten Jahrzehnten immer
mehr konzentriert haben und die Vertei-

lung ungleicher geworden ist. Ein gut
funktionierender Service Public braucht
zudem genügend Steuermittel und ist
unerlässlich für die Befriedigung von
Grundbedürfnissen der Gesellschaft.

Rey hält nicht viel von einer Beschrän-

kung oder Kontrolle der Managerlöhne à

la «Abzockerinitiative» (die Initiative des

mittelständischen Unternehmers und
Schweizer Ständerates Thomas Minder
will die Rechte der Aktionäre zur Kont-
rolle der Managerlöhne stärken) odervon
der Initiative der Schweizer Jungsozialis-
tlnnen, die eine Bandbreite zwischen
tiefsten und höchsten Löhnen einführen
will. Die Möglichkeiten zur Umgehung
solcher Regelungen seien zu gross. Min-
destlöhne hingegen seien nötig, und
auch einem bedingungslosen Grundein-
kommen gibt Rey längerfristig eine
Chance. Seine Priorität liegt aber in einer
«umfassenden und global vereinbarten
Reform des Steuerwesens». Dazu gehö-

ren zum Beispiel eine globale Finanz-
transaktionssteuer (Tobin Tax) und vor
allem dieAustrocknungvon Steueroasen,
die Steuerfluchtgeld anziehen und so

Steuerreformen verunmöglichen oder
erschweren. Das Prinzip «alle Wert-

Schöpfung, die im Inland erwirtschaftet
wird, sollte auch im Inland versteuert
werden» kann nur verwirklicht werden,

wenn Steuerparadiese wie jene in der

Schweiz, auf den Kanalinseln oder den

Cayman-Inseln verschwinden. Allein die

Steuerflucht aus der Dritten Weltwird auf
245 Milliarden Dollar geschätzt. Das ist
das Doppelte der gèsamten öffentlichen
und privaten Entwicklungshilfe. Nötig
sind deshalb der weltweite Informations-
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austausch über Steuerdaten und eine
einheitliche Bemessungsgrundlage für
Konzerngewinne.

Auch zu den nächsten Pfeilern mögli-
eher Alternativen, der Neutralisierung
des Kapitals und der Demokratisierung
der Wirtschaft, wird Rey sehr konkret.
Neben der Einschränkung der Macht des

Kapitals durch Besteuerung ist auch eine

Mitbestimmung über die Verwendung
der privaten Produktionsmittel nötig.
Besser als die deutsche Mitbestimmung,
die bei wichtigen Entscheiden letztlich
den Unternehmern das Feld überlasssen

muss, sei neben der Ausweitung des ge-
nossenschaftlichen Sektors eine Neutra-

lisierung des Kapitals im Sinne des tsche-
chischen Reformökonomen Ota Sik. Die-

ses Modell geht davon aus, dass das

Kapital der Unternehmen schrittweise in
die Hände der Mitarbeitenden übergeht.
Diese im Gegensatz zur traditionellen
Verstaatlichung echte «Kollektivierung»
der Produktionsmittel soll zu einer ge-
sellschaftlichen Effizienz- und Wohl-
Standssteigerung führen. Rey diskutiert
allerdings die möglichen Schattenseiten
eines solchen Modells kaum: Auch bei
kollektivem Besitz einer Unternehmung
ist «Betriebsegoismus» möglich. Das

zeigte sich im jugoslawischen Modell
etwa so, dass die Beschäftigten vor allem

an der Maximierung ihres betrieblichen
Lohnfonds interessiert waren. Dieses

Verhalten beeinträchtigte die betrieblich
oder gesellschaftlich notwendigen In-
vestitionen und ging damit auf Kosten
der Beschäftigten in anderen Sektoren.

Zur Demokratisierung der Wirtschaft
gehören auch die Vergesellschaftung des

Bodens als wichtiger Produktionsfaktor
und die Einschränkung der Macht des Fi-

nanzsektors mit seinem Bankengigan-
tismus. «Grundsätzlich bin ich der Mei-

nung, dass die Banken ein Teil des Ser-

vice Public sein müssen», sagt Rey und
geht damit über die gängigen Reformvor-

Stellungen wie Erhöhung der Eigenkapi-
talquote oder Aufspaltung der Banken
hinaus.

Eine gerechte Weltwirtschaft, der
letzte Pfeiler von Reys Reformprogramm,
ist nur durch eine Abkehr vom Hegemo-
niedenken des Westens bzw. der USA und
durch eine Kontrolle der multinationa-
len Unternehmen möglich. Schuldener-
lass, faire Handelsbeziehungen und ein

System des globalen Finanzausgleichs
sollen einen gerechten Welthandel er-

möglichen.
Rey glaubt an die Notwendigkeit der

Utopie. Dabei ist er überzeugt, dass ein

neues, solidarisches Wirtschafts- und
Gesellschaftssystem nur auf demokrati-
schem Weg mit Überzeugung und konti-
nuierlicherVeränderung erreicht werden
kann. «Gewaltsame revolutionäre Um-

wälzungen bringen stets Unsicherheit,
sie verbreiten Angst und Schrecken und
haben in der Geschichte immer wieder
zu katastrophalen Rückschlägen ge-
führt.» Das mag stimmen. Die jüngsten
Reformbewegungen in Nordafrika und
im Nahen Osten zeigen allerdings, dass

dies nicht immer möglich ist, wenn sich

die Machtfrage stellt und bisherige Privi-
legien mit allen Mitteln verteidigt wer-
den.

Hans Baumann
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Monika Wicki

Streik-Tagung und politische
Biografie zu Robert Grimm

Am 23. Juni 2012 fand anlässlich der

100-Jahr-Feier des Generalstreiks von Zü-
rieh 1912 im Volkshaus Zürich eine Ta-

gung zum Thema Streik statt, organisiert
durch die Robert-Grimm-Gesellschaft
und das Denknetz. Auf diese Tagung hin
erschien auch das Buch Robert Grimm.

Marxist, Kamp/er, Po/ififcer\ Ein «Extra-

blatt» zum Generalstreik von 1912 wurde

von François Baer, Nicolas Behrens, Mi-
chael Kraft und Monika Wicki an der Ta-

gung aufgelegt. Eine alles überragende
Stellung in Grimms Leben nahm der Lan-

desgeneralstreik von 1918 ein. Selbst Jahr-

zehnte später, als sich im Umfeld des

Kalten Krieges Sozialdemokraten und
Gewerkschaften vom Generalstreik dis-

tanzierten, bemühte sich Grimm darum,
dessen historische Bedeutung darzule-

gen. Die Gegenwart zeigt angesichts der

Finanz- und Wirtschaftskrisen, ange-
sichts der Streikwellen, des arabischen

Frühlings und der Occupy-Bewegung,
dass es keineswegs überholt ist, über
Streikformen nachzudenken und sich

mit Grimm auseinanderzusetzen.
In zwei einführenden Referaten be-

fassten sich Christian Koller (Universität
Bangor) und Bernard Degen (Basel) mit
dem Generalstreik von Zürich und mit
der Theorie des politischen Massen-
Streiks. Dass Robert Grimm 1906 die Bro-

schüre Der politische Massewsfreii; her-

ausgab und 1912 in Zürich ein General-

streik stattfand, war kein zufälliges
Zusammentreffen. Um die Jahrhundert-
wende streikten in vielen Ländern Euro-

pas immer wieder Arbeiter und Arbeite-

rinnen für ein allgemeines Wahlrecht
oder gegen das Streikpostenverbot und
den Einsatz von Militär und Polizei. Für
einen erfolgreichen politischen Massen-

streik sei es wichtig, so Grimm in Anleh-

nung an Jean Jaurès und Alexander Par-

vus, dass der Grund, wofür gestreiktwird,
aus dem Herzen der Arbeiter komme. Der

Grund müsse Überzeugungskraft haben

und legitim sein. Es müsse klar sei, was
mit einem Streik erreicht werden soll und
unter welchen Bedingungen er zu been-

den sei. Er müsse gut organisiert und die
Arbeiterschaft müsse diszipliniert sein

und sich nicht provozieren lassen. Aus

diesem Grund solle auf den Genuss von
Alkohol während eines Streiks verzichtet
werden.

Im Anschluss an die beiden Eingangs-
referate ging Vasco Pedrina, Gewerk-

schaft Unia und Delegierter im Europäi-
sehen Gewerkschaftsbund, auf die aktu-
eile Situation in Europa ein. Auch

angesichts der Finanzkrise 2007/08 und
des politischen Rechtsrutschs wäre ein

europäischer Generalstreikdie geeignete
und notwendige Antwort, meinte er und
stellte die Frage, weshalb es nicht dazu

gekommen ist. Einerseits seien rechtli-
che Fragen in Bezug auf Streiks nicht ge-
klärt und andererseits sei ein Trend zum
«nationalen Rückzug» der Gewerkschaf-

ten feststellbar. Vor allem die stark un-
gleichen Entwicklungen in den söge-
nannten Überschussländern und in den

Defizitländern Europas mit ihren politi-
sehen Erschütterungen würden die Basis

der Solidarität untergraben. Den einzi-

gen Ausweg aus dieser Sackgasse sieht
Pedrina in einer offensiven Strategie der

Europäisierung der Sozialkämpfe und in
gemeinsamen politischenAktionen.

Diese Aussage nahm Peter Birke von
Soz/aZ.GescRZc/jfe OnZZrce aus Hamburg
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auf. Er wies darauf hin, dass heutige lo-
kale soziale Bewegungen wieder ver-
mehrt Arbeitskämpfe zu ihren Schwer-

punkten machten, und meinte, die Ver-

bindung der sozialen Bewegungen mit
der Arbeiterbewegung sei wichtig. Birke
sieht die Fragmentierung der sozialen

Bewegungen als Hauptursache dafür,
dass die europäischen Solidarisierungs-
prozesse so schwer durchsetzbar seien.

Deshalb sollten die Gewerkschaften Dy-
namiken der sozialen Bewegungen nut-
zen und sich in den lokalen Kämpfen von
unten einsetzen und vernetzen. Nur so

könne eine europäische soziale Bewe-

gung möglich werden.
Einen weiteren Aspekt brachte Betti-

na Dauwalder in die Diskussion ein: In
einer Dienstleistungsgesellschaft seien
sehr viele Menschen im öffentlichen
Dienst tätig, dort aber, so Dauwalder,
herrsche eine andere Logik als in Indust-
riebetrieben. Insbesondere im Gesund-
heitswesen würden sehr viele Frauen ar-

beiten, häufig Teilzeit und mit einer Ethik,
in der das Wohl des Patienten oder Klien-
ten an erster Stelle stehe. Unter diesen

Bedingungen sei es schwieriger zu strei-
ken, auch wenn die Arbeitsbedingungen
extrem unter den Ökonomisierungsten-
denzen litten. Es stelle sich die Frage, wie
Solidarität über Branchen hinweg er-

zeugt werden könne. Warum streiken
nicht einfach die Bahnarbeiter für das

Gesundheitswesen?

Zum Abschluss der Tagung diskutier-
ten die Gewerkschafterinnen Paul Rech-

steiner (Schweizerischer Gewerkschafts-
bund), Andreas Rieger (Gewerkschaft
Unia), Julia Gerber Rüegg (Gewerk-
schaftsbund des Kantons Zürich) und
Bettina Dauwalder (Gewerkschaft vpod)
sowie Peter Birke über den «modernen
Streik». Streiken ist in der Schweiz entge-

gen allen Gerüchten legal, die Streiks
sind erfolgreich und werden zunehmend
häufiger eingesetzt. Sollte nun ange-
sichts der Krisen der politische Massen-
streik ausgerufen werden oder nicht? Ju-

lia Gerber Rüegg plädierte für eine euro-
paweite gemeinsame Gestaltung der

Politik und für eine intensive Vernetzung
der Bewegungen. Die Gewerkschaften
müssten sich öffnen hin zu den sozialen

Bewegungen und auch wieder hin zur
Politik und gewerkschaftsübergreifend
Synergien nutzen. Streik sei ein demo-
kratisches Grundrecht, sagte Paul Rech-

steiner, er könne nicht delegiert oder ver-
ordnet werden, er müsse von den Betrof-
fenen getragen werden. Streiks seien

wichtig, auch kleine Streiks, denn sie po-
litisierten und solidiarisierten die Men-
sehen. Streiks seien ein wirksames, taug-
liches und auch zentrales Mittel im poli-
tischen Kampf, mit dem auch gedroht
werden könne. Er meinte, wir würden
heute vor der grossen Aufgabe stehen, ge-

gen die Diktatur der Finanzmärkte klare
Forderungen zu formulieren. Ein gelin-
gender politischer Massenstreik müsste

von der Bewegung getragen sein, unmit-
telbar einleuchten, eine hohe Überzeu-

gungskraft haben und in der Öffentlich-
keit als legitim anerkannt werden. Eine

Forderung ganz im Sinn und Geist von
Robert Grimm.

Das von Bernard Degen, Hans Schäp-

pi und Adrian Zimmermann herausge-
gebene Buch Pobert Grimm. Marxist,
K"ämp/er, Politiker vereinigt im Wesentli-
chen die überarbeiteten Referate der Ta-

gung, die 2008 anlässlich des 50. Todesta-

ges von Robert Grimm in Bern stattge-
funden hat. Neu hinzugekommen ist ein
Aufsatz von Simon Wenger (Basel) über
die Tätigkeiten Robert Grimms als Leiter
der Sektion Kraft und Wärme des Amtes
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für Kriegswirtschaft des Eidgenössi-
sehen Voikswirtschaftsdepartements
zwischen 1939 und 1947. Aufgenommen
wurde auch ein Aufsatz von Andreas
Thürer (Genf) über die erfolgreiche Kam-

pagne zur Verhinderung der Wahl
Grimms als Nationalratspräsident 1926.

Ergänzt wird der Band durch einen bio-
grafischen Nachtrag von Bernard Degen,
eine ausführliche Bibliografie über die

Schriften Grimms von Andreas Berz

(Bern) sowie eine Darstellung des Nach-
lasses von Robert Grimm durch Urs Kä-

lin (Zürich).
Der Tagungsband ist chronologisch

geordnet und lässt sich dank der ergän-
zenden Beiträge auch als Biografie lesen.

Im Vergleich zu den bereits existierenden

Biografien von Christian Voigt (.Robert

Grimm: Kamp/er, Arbeifer/ttbrer, Paria-
menfarier. Ri'ne politische B/ogra/ze. Zyt-
glogge, Bern 1980) und Adolf McCarthy
(Robert Grimm. Der schioeizerische Refo-
iutioraä/-. Francke, Bern/Stuttgart 1989)

beleuchtet der Band Aspekte, die bislang
wenig thematisiert wurden. Nicht die
Rolle Grimms als Organisator der Konfe-

renzen von Zimmerwald und Kienthal
(1915/16) oder als Führer des Landesgene-
ralstreiks (1918) steht im Zentrum, viel-
mehr zeigen die Beiträge Zwischen-

Schauplätze, die nicht unwichtig sind; so

etwa die Sicht der Gegner Grimms auf
dessen widersprüchliche Persönlichkeit
(Hans Ulrich Jost, Lausanne): «Eine in-
nerlich nicht ganz gefestigte, sehr aben-

teuerlich, ja sogar zynisch eingestellte
Persönlichkeit», «gesinnungslos, grund-
satzlos und charakterlos», aber auch ein

«mächtiger Kämpfer, ein fähiger und
energischer Mann», ein hinreissender
Redner mit einer «blendender Formulie-
rungskunst» - oder doch ein «unver-
schämter Lump»? Die Meinungen über

die Persönlichkeit Robert Grimms, die

Jost aufzeigt, gingen weit auseinander
und treffen doch vielleicht die verschie-
denen Facetten Grimms. Andere The-

men, die bisher kaum angegangen wur-
den, sind Grimms Rolle beim Bau des

Staatsarchivs Bern (Peter Martig, Bern),
Grimm als Historiker (André Holenstein,
Bern), Grimm als Experte (Brigitte Stu-

der, Bern) oder Grimms Haltung zum
Marshall-Plan (Jakob Tanner, Zürich).

Robert Grimm war eine bedeutende

Persönlichkeit, welche die Sozialdemo-
I

kratie der Schweiz ein halbes Jahrhun-
dert lang wesentlich geprägt hat. Er war
eine internationale Führungsfigur des

Sozialismus, wie Marc Vuilleumier
(Genf) deutlich zeigt, und in der Schweiz

ein umtriebiger Mann, der eine grosse
Zahl wichtiger politischer Ämter beklei-
dete. Weshalb er 1926 als Vizepräsident
des Nationalrats nicht zu dessen Präsi-

denten gewählt wurde, wie es üblich ge-

wesen wäre, und dieses Amt erst gegen
Ende seiner Karriere kurz bekleiden durf-
te, zeigt der Beitrag von Andreas Thürer.
Für eine politische Laufbahn wie jene
Grimms sind Willensstärke, Entschluss-

kraft, Durchsetzungsvermögen, eine na-
türliche Autorität, eine rasche Auffas-
sungsgabe sowie taktische und rhetori-
sehe Fähigkeiten notwendig (Jost). Ob es

dazu auch der «Männlichkeit» bedurfte,
sei an dieser Stelle dahingestellt. Dass es

unter diesen Umständen schwierig war,
eine Ehe mit Kindern mit einer Person-

lichkeit wie Rosa Reichesberg zu führen,
ist nachvollziehbar. Caroline Arni (Basel)

geht aber weiter und stellt Zusammen-

hänge her zwischen Grimms Ehen und
der Integration der Arbeiterbewegung
ins politische System der Schweiz.

Grimm war ein intelligenter, aber

schwieriger Mann, der stets klare Positi-
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onen vertrat. Gegenüber der deutschen

Arbeiterbewegung sprach er offen und
kritisch aus, dass er die loyale Haltung
der Gewerkschaftsführung gegenüber
der deutschen Reichsregierung keines-

wegs billigte, wie Josef Mooser (Basel) in
seinem Beitrag schreibt. Grimm war zeit-
lebens Antimilitarist. Dass er sich in den

i93oer-Jahren dann doch zum schweize-
rischen Militär bekannte, hatte mit dem

Aufstieg des Faschismus zu tun, der sei-

ner Ansicht nach nur noch durch ein Zu-
sammenstehen der Linken mit der Mitte
bekämpft werden konnte. Dies war einer
der wenigen Momente, in denen Grimm
den Sozialismus als Ziel unterordnete.
Grimm war und blieb immer ein Marxist
und Klassenkämpfer, der stets den Sozia-

lismus anstrebte und dennoch als Politi-
ker pragmatisch und innovativ Lösun-

gen für den Alltag fand: Visionär beim
Bau des Berner Staatsarchivs, innovativ
als Experte, pragmatisch und doch sozi-

alistisch als Energiebewirtschafter im
Zweiten Weltkrieg, weitsichtig und mar-
xistisch in seiner Kritik am Marshall-
Plan und im Plädoyer für einen Weg zwi-
sehen Sowjetkommunismus und westli-
chem Kapitalismus.

Was bleibt? Grimms Errungenschaf-
ten, aber auch seine Schriften haben kei-

neswegs an Aktualität verloren. «Ausge-
rüstet mit historischen Kenntnissen und
einem theoretischen Instrumentarium
pflegte Grimm als Spezialität die politi-
sehe Analyse einer Situation.» Auf dem

Hintergrund der aktuellen Macht- und
Klassenverhältnisse schätzte er die Lage
ein und zeigte Möglichkeiten und Gren-

zen von politischen Aktionen auf.

Grimms Analysen, so Hans Schäppi (Ba-

sei), sind noch heute faszinierende Lek-

türen, und dies nicht nur für Historiker.
Die bibliografischen Beiträge von Andre-

as Berz und Urs Kälin zu den Schriften
Grimms helfen, einschlägige Texte zu
finden, denn Grimm war im Schreiben
ebenso tüchtig und erfolgreich wie mit
seinen Reden.

i Bernard Degen, Hans Schäppi, Adrian Zimmer-
mann (Hg.): Robert Grimm. Marxist, Kämpfer,
Politiker. Chromos Verlag, Zürich 2012 (232 S.).

Peter Birke/Max Henninger (Hg.): Krisen

Proteste. Beiträge aus Sozial.Geschichte On-

line. Assoziation A, Berlin/Hamburg 2012

(309 S.)

Verschiedene Autorinnen und Autoren
thematisieren im zu besprechenden
Buch Proteste, Revolten und Revolutio-
nen im Zusammenhang mit der wirt-
schaftlichen Entwicklung vor allem seit
dem Einsetzen der Weltwirtschaftskrise
2007. Einzelne Beiträge sind schon auf
dem Netz der Online-Zeitschrift Sozia/.

Geschichte veröffentlicht und für den vor-
liegenden Band überarbeitet und aktua-
lisiert worden (bis März 2012). Die jüngs-
te Weltwirtschaftskrise wird als eine
Krise mit verschiedenen Dimensionen
verstanden - als Finanzkrise, Währungs-
krise, politische Krise und Ernährungs-
krise. Eine Verschlechterung der öko-

nomischen Lebensbedingungen, die

Verteuerung der Lebensmittel und Per-

spektivlosigkeit bilden dabei oft den Hin-
tergrund der Proteste und Revolten. Den-
noch wird die Vielfältigkeit der Prozesse

deutlich, wenn im Band die Revolten in
den arabischen Ländern, die Protestbe-

wegungen in Griechenland, Spanien und
Italien, die «riots» in England, die Ernäh-

rungskrisen in der Sahelzone und Ostaf-

rika und die Klassenkämpfe in China
thematisiert werden. Die Herausgeber
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verzichten in ihrer Einleitung darauf, die
Revolten und Proteste in einen theoreti-
sehen Zusammenhang zu stellen, etwa

jenen der «Strukturen der kapitalisti-
sehen Verwertungsmaschinerie». Diese

Zurückhaltung wird durch eigene Erklä-

rungsansätze in den einzelnen Beiträgen
ausgeglichen.

Helmut Dietrich stellt die tunesische
Revolte in ihrer ersten Phase vom 17. De-
zember 2010, dem Tag der Selbstverbren-

nung des arbeitslosen Mohamed Bouazi-
zi in Sidi Bouzid, bis zum 14. Januar 2011,

dem Tag der Flucht von Diktator Ben Ali,
in der Form einer kommentierten Chro-
nik dar. Nicht zufällig begann die Revolte,
die rasch an Radikalität und Dynamik
gewann, in der «Peripherie der Periphé-
rie», in den vernachlässigten und ver-

gessenen Kleinstädten des tunesischen
Südwestens, ausgelöst durch Preiserhö-

hungen für Lebensmittel und die Per-

spektivlosigkeit der Jugendlichen. Diet-
rich arbeitet in der Chronik klar den Cha-

rakter der Aufstandsbewegung als einer
Sozialrevolte heraus, was in der Medien-

berichterstattung bei uns kaum zur Spra-
che kam. Für die EU-Länder und die
Schweiz bestand das Hauptproblem von
Anfang an darin, dass mit der Revolte die

«illegale» Migration nach Europa an-
wachsen und die Abkommen mit einem

Regime gefährden könnte, das in pein-
lichster Weise von der europäischen Elite
hofiert worden war. Leider geht Dietrich
wenig auf die Frage ein, weshalb die Sozi-

alrevolte sich nicht zu einer Revolution
weiterentwickelt hat. Der Beitrag endet
stattdessen mit der reichlich weitgehen-
den Aussage, die tunesische Revolte habe
der «metropolitanischen Linken» die

Sprache verschlagen und deren Begriffe
obsolet gemacht.

Kenntnisreich schildert Karl Heinz

Roth die Krise in Griechenland, begin-
nend mit der Vorgeschichte, insbesonde-

re dem Boom nach der Einführung des

Euro, von dem in erster Linie die führen-
den Clans des griechischen Reederei-

und Bankkapitals und der petrochemi-
sehen Industrie profitierten, aber auch

die konservativen oberen Mitteischich-
ten wie Immobilienhändler, Banker und
Anwälte; sie waren gleichzeitig immer
weniger bereit, überhaupt noch Steuern

zu zahlen. Dritter Profiteur des Euro-
booms war die politische Klasse Griechen-

lands, repräsentiert durch die beiden

Grossparteien PASOK (sozialdemokra-
tisch) und Nea Dimokratia (liberal-kon-
servativ). Innerhalb der PASOK wurde
schon 1996 unter Kostas Simitis ein neoli-
beraler Kurswechsel vollzogen; der linke
Flügel wurde ausgeschaltet, und damit
wurden auch alle Vorbehalte gegen die

Oligarchie der Unternehmer, dié reaktio-
näre orthodoxe Kirche und den militä-
risch-industriellen Komplex beiseitege-
räumt. Zu erwähnen ist auch die gewalti-
ge Aufrüstung Griechenlands durch die
deutschen und französischen Rüstungs-
konzerne. Roth schildert dann den Aus-
bruch der Eurokrise in Griechenland im
Sog der Weltwirtschaftskrise, die Unter-

Stellung des Landes unter die De-facto-

Zwangsverwaltung und die sich an-
schliessenden Darlehens- und Austeri-

tätsprogramme der Troika. Der Beitrag
von Roth ist heute in einer stark erweiter-
ten Fassung als Buch mit dem Titel Grie-
clzenZand: Was tun? beim VSA-Verlag er-

schienen. Die Lektüre lohnt sich, denn
darin geht Roth vertieft aufdie Folgen der

Austeritätspolitik ein. Auch macht er ei-

nen spannenden Rückblick auf die Poli-

tik Deutschlands gegenüber Griechen-
land im und nach dem Zweiten Weltkrieg,
die in der heutigen Situation eine starke
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Zurückhaltung deutscher Politiker und
Medien bei ihrer Kritik an den faulen
Griechen nahelegen würde. Etwas knapp
geraten und nicht ganz überzeugend
sind einzig Roths Ausführungen zum
«Problem einer Alternative» für Grie-
chenland.

Auf den Widerstand in Griechenland
geht der Beitrag von Gregor Kritidis ein
(vgl. auch Kritidis Beitrag im Wider-

sprwcfe Heft 6t). Der Autor beschreibt die-

sen Widerstand und die Protestbewe-

gungen als Laboratorien der Selbstorga-
nisation. So endet sein Beitrag mit dem

Ausblick: «Entweder gelingt es den sozia-

len Bewegungen, sich dynamisch auf alle

gesellschaftlichen Bereiche, insbesonde-

re die Ökonomie auszudehnen, oder aber
dem politischen Establishment gelingt
es mit Rückendeckung der EU und des

IWF, eine neue autoritäre Herrschaft zu
etablieren.» Viel wird davon abhängen,
wieweit die Widerstandsbewegung im
Laufe der kommenden Auseinanderset-

zungen Bündnispartner innerhalb der
EU finden kann.

Peter Birke geht in seinem Beitrag
«Macht und Ohnmacht des Korporatis-
mus» auf die Arbeitskämpfe in Deutsch-
land ein. In Deutschland hat sich die Ein-

kommenspolarisierung stärker als in den

meisten OECD-Ländern zugespitzt, und
Arbeitslosigkeit und Prekarisierung neh-

men zu. Und wie in anderen Ländern hat
auch in Deutschland die Streiktätigkeit
seit Beginn der Krise 2007 eher ab- als zu-

genommen. Sie hat sich stärker in Berei-
che verlagert, die durch Frauen und Mig-
rantlnnen geprägt sind (Kita-Streik, Ar-
beitskämpfe im Reinigungsgewerbe).
Häufiger sind auch Berufsgruppen-
Streiks von Ärzten, Fluglotsen und Lok-

führern, die nicht oder nicht mehr in Ver-

bänden des Deutschen Gewerkschafts-

bundes organisiert sind. Diese haben seit

1990 die Hälfte ihrer Mitglieder verloren
und reagieren darauf mit der Forderung
nach verstärkten staatlichen Organisati-
onsgarantien, mit dem Versuch, linke
konkurrierende Berufsgewerkschaften
von den Tarifverträgen auszuschliessen,
und mit Organizing-Projekten. Proteste

gegen die Verschlechterung der Arbeits-
und Lebensbedingungen finden so in
Deutschlandvorab auf lokaler Ebene und
in dezentraler Form statt. Oft fehlt ihnen
eine Vernetzung, weshalb sie wenig öf-
fentlichenWiderhall finden. Sie sind aber
dennoch wichtig, haben ein emanzipa-
torisches Potenzial und lassen darauf
hoffen, dass es sich beim Korporatismus
nur noch um einen zu Ende gehenden
Nieselregen handelt.

In seinem zweiten Beitrag, zu den Pro-

testen der «Recht auf Stadt»-Bewegun-

gen in Hamburg, stellt Birke die verschie-
denen Bewegungen, Proteste und Beset-

zungsaktionen zurWiederaneignung der

Stadt und des öffentlichen Raums dar.

Ausgangspunkte dieser Protestbewegun-
gen sind die Wohnungsnot, die Mietzins-
erhöhungen, die Abnahme günstigen
Wohnraums durch die Gentrifizierung
von Quartieren und die beschleunigte
Zersetzung bisheriger sozialer Kohäsion.
Auch hier lässt sich feststellen, dass

Kämpfe von Migrantinnen, Arbeits-

kämpfe und Kämpfe um städtische Räu-

me oft gleichzeitig, aber isoliert stattfin-
den. Wenn es gelingt, diese kämpferi-
sehen Ansätze miteinander zu vernetzen,
könnten sie eine ungeahnte Dynamik
entfalten.

Stärker theoretisch ausgerichtet ist
ein kurzer, aber interessanter Text der
Free Association über die Revolten und
Riots in England. Der Beitrag geht davon

aus, dass es nicht nur einen fordistischen
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Wachstumspakt, sondern auch einen
neoliberalen Pakt oder Deal gibt. Er ba-

siert auf den meist uneingelösten Ver-

sprechen eines individuellen Aufstiegs,
auf billigen Krediten und dem Zugang zu

billigen Waren, welche in den Niedrig-
lohnbereichen Bangladeshs, Südkoreas

und Chinas hergestellt werden. Der neo-
liberale Deal hat zwar die traditionellen
Solidaritäts- und Organisationsformen
erfolgreich zersetzt, er stösst aber mit der

Wirtschaftskrise an seine eigenen Gren-

zen, wie das abrupte Ende des Wachs-

tumsdenkens infolge der Verschuldungs-
Problematik illustriert. Gleichzeitig wer-
den Strukturanpassungsmassnahmen
vermehrt im globalen Norden durchge-
setzt und nicht mehr wie früher nur im
Süden; damals blieb das neoliberale Ord-

nungsinstrument den «Anderen» vorbe-
halten und diente dazu, die Märkte zu

globalisieren, Zinszahlungen zu garan-
tieren und superbillige Waren in unsere
Konsumtempel zu spülen. Konfrontiert
sind wir auch zunehmend mit einer Kri-
se der politischen Repräsentation, da die
traditionellen linken Eliten immer weni-

ger in der Lage sind, sich zu erneuern und

Bewegungen und Proteste anzuführen.
Ein kämpferisches Potenzial sehen die

Autorinnen vorab bei organisierten Ar-

beiterlnnen, bei Studentinnen ohne Zu-

kunftsperspektiven und bei den in den

Städten lebenden Armen. Prognostiziert
wird, dass sich in Zukunft traditionelle
Kampfformen wie Streiks stärker mit sol-

chen der Antiglobalisierungsbewegung
verbinden.

Weitere Beiträge betreffen die Bewe-

gung des 15. Mai in Spanien, die Krise
und die Proteste in Italien sowie die Er-

nährungskrisen und Hungersnöte in der
Sahelzone und in Ostafrika. Im letzten

Beitrag gehen Pun Ngai und Lu Huliliu

auf die aktuellen Klassenkämpfe in Chi-

na ein: In den letzten Jahrzehnten wur-
den in China mehr als 200 Millionen Bäu-

erinnen und Bauern in die Industrialisie-

rung einbezogen. Einwichtiges Merkmal
dieses Proletarisierungsprozesses ist,
dass diese Arbeiterinnen zwar in den

Städten Südchinas arbeiten, sich dort
aber nicht definitiv niederlassen dürfen.
Dies führt vor allem bei der zweiten Ge-

neration dieser Wanderarbeiterinnen,
welche sich schon stärker aus den traditi-
onellen Bindungen zur ländlichen Her-

kunft gelöst hat, zu grosser Unzufrieden-
heit. Am Beispiel eines Arbeiters wird
deutlich, dass dieser nicht primär mit
seinem Lohn und den Arbeitsbedingun-
gen unzufrieden ist, sondern mit der Per-

spektive, bei Entlassung oder Krankheit
vom Unternehmer fallen gelassen und
ins Dorf zurückgeschickt zu werden. Seit

einigen Jahren sind diese Arbeiterinnen
der zweiten Generation stärker bereit,
sich an kollektiven Protesten zu beteili-

gen. Ohne gewerkschaftliche Verhand-

lungsmacht wenden sie sich mit ihren
Aktionen und Forderungen direkt an den

chinesischen Staat. Der Widerstand soll
heute einen Grad erreicht haben, der für
das Kapital und den hinter ihm stehen-
den Staat zu einer Bedrohung werden
kann. Angemerkt sei an dieser Stelle,
dass Beiträge zu den wichtigen Entwick-

lungen in Lateinamerika, zum Beispiel
zu den Schülerprotesten und indigenen
Revolten in Chile, fehlen.

Seit dem Ende der i97oer-Jahre wurde
der kapitalistische Reformprozess in
China fast zeitgleich mit dem neolibera-
len Projekt in den USA und in Grossbri-

tannien durchgesetzt. Wenn wir uns dies

vor Augen führen, so stellt sich die Frage,
ob das neoliberale Akkumulationsmo-
dell, welches seine grössten Verheerun-
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gen in den 1980er- und iggoer-Jahren in
den Ländern des Südens angerichtet hat
und heute in Europa vor allem in Grie-
chenland und den südeuropäischen Län-
dern wütet, nicht doch einen angemesse-
nen Bezugsrahmen für die Analyse abge-
ben könnte: als «kapitalistische
Verwertungsmaschinerie», in deren Rah-

men die unterschiedlichen Revolten,
Proteste und Revolutionen zu begreifen
wären.

Hans Schäppi

Helmut Knolle: Und erlöse uns von dem

Wachstum. Eine historische und ökono-

mische Kritik der Wachstumsideologie.
2., erweiterte Auflage. Pahl-Rugenstein,

Bonn 2011 (122 S.)

Nachdem der Club of Rome in den 1970er-

Jahren es verstanden hatte, die negativen
ökologischen und sozioökonomischen

Konsequenzen eines wachstumsgetrie-
benen Wirtschaftssystems zu verdeutli-
chen, wurde die darauffolgende Diskussi-

on über wirtschaftspolitische Massnah-

men zur Verhinderung der absehbaren
Missstände im Keime erstickt. Die Publi-
kation Und erlöse wns non dem Wdchstitm
möchte an diese Diskussion anknüpfen
und plädiert für eine umweltverträgliche
Wirtschaftsweise ohne Wachstum. Da-

mit dieses Plädoyer erhört werden kann
und wieder einen zentralen Platz auf der

politischen Agenda findet, muss die da-

malige Debatte des Club ofRome gemäss
Knolle um zwei wichtige Themen erwei-

tert werden: Es braucht einerseits eine
fundamentale Kritik der durch neolibe-
rales Gedankengut geprägten Wachs-

tumsideologie und andererseits den Ent-
wurf eines ökonomischen Modelles für
eine Wirtschaft ohne Wachstum. Knolle
setzt sich zum Ziel, mit seinem Buch den

Diskurs um diese zwei äusserst an-
spruchsvollen und komplexen Themen
einzuleiten, um zu einem alternativen
Lösungsansatz zum dominierenden
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell zu
gelangen; ein sehr ambitiöses Ziel, wel-
ches eine breite und fundierte Wissens-
basis voraussetzt!

Das Buch ist in zwei Hauptteile geglie-
dert. Ein erster, historisch und theore-
tisch orientierter Teil bespricht zunächst
in komprimierter Form die Entwicklung
des Wachstumsgedankens mit Fokus auf
die westliche Welt. Von denAnfängen der

ersten Zivilisationen bis ins 20. Jahrhun-
dert zeigen Beispiele den direkten Zu-

sammenhang von Bevölkerungswachs-
tum mit ökonomischen (Partikular-)
Interessen. Die Schaffung eines Mehr-

Produktes, d.h. die Realisierung eines

wirtschaftlichen Überschusses und des-

sen Abschöpfung sind eine zentrale Ur-
sache für Wachstum seit der Entstehung
erster Klassengesellschaften. Die wirt-
schaftliche Expansion Deutschlands und
der Vereinigten Staaten nach der Indust-
riellen Revolution ist gesondert und de-

tailliert dargestellt. Die zu Eroberungs-
kriegen treibende Wachstumsstrategie
der deutschen Schwerindustrie bis 1945

und die Politik der USA, die ein militä-
risch abgesichertes Streben nach Domi-
nanz des Weltmarkts mit dem gezielten
Aufbau einer Konsumgüterindustrie für
den Massenkonsum von Industriepro-
dukten verband, zeigen die verheerenden

Folgen der Wachstumspolitik für Welt-

frieden, Wirtschaft, Umwelt und Kultur.
Dieser historische Rückblick gibt einen
sehr guten und kompakten Einblick in
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den wirtschaftsgeschichtlichen Hinter-
grund der Wachstumsproblematik.

Analytischer angelegt sind die an-
schliessenden Ausführungen zur Ge-

schichte des ökonomischen Denkens.

Zunächst wird das klassische System

dargestellt: ausgehend vom Physiokraten
Quesnay und dem faWea« économique
als erster Darstellung des wirtschaftli-
chen Kreislaufs mit der Produktion als

zirkulärem und sozialem Prozess, über
Smith mit seiner Unterscheidung von
produktiver und unproduktiver Arbeit,
Malthus' pessimistische Bevölkerungs-
theorie bis hin zu Ricardos Arbeitswert-
theorie und dem zentralen Zusammen-
hang zwischen Profitrate und Wachs-

tumsrate. Besonders hervorgehoben
wird die in der Wirtschaftstheorie aus
der «marginalistischen» Revolution her-

vorgegangene Neoklassik, bildet sie doch
die ökonomische Theoriebasis der heute
vorherrschenden Sozialphilosophie, des

Liberalismus. In einem letzten, entschei-
denden Abschnitt der geschichtlichen
Analyse der Nationalökonomie werden
neoklassische Grundannahmen infrage
gestellt, dies mit Blick auf die Entwick-

lungen des 20. Jahrhunderts. Wichtige
Bezugspunkte sind: Keynes mit seiner
Theorie der unfreiwilligen Arbeitslosig-
keit und insbesondere Sraffa, welcher die
klassische Sicht, die Produktion als einen
sozialen und zirkulären Prozess versteht,
wiederbelebt und weiterentwickelt hat,
wie auch Leontiefs Arbeiten zur Input-
Output-Analyse - dies sind alternative
Ansätze zum heutigen ökonomischen
Mainstream. Ihnen ist eine ganzheitli-
che Sicht des Wirtschaftssystems ge-
meinsam, mit einem sozialen und zirku-
lären Produktionsprozess im Zentrum.
Dieses klassische Modell soll Perspekti-
ven für ein ökologisch tragbares Null-

Wachstum eröffnen und so auch die not-
wendigen Veränderungen in Produktion
und Konsum induzieren. Damit befasst
sich der zweite, kürzer gefasste Haupt-
teil.

Zunächst kommt der Autor auf die
wachstumstreibenden Mechanismen

zurück, nun illustriert an aktuellen Bei-

spielen: Automobilindustrie, (Massen-)
Tourismus und Informationstechnolo-
gie. Damit lassen sich die ökonomischen
Probleme in der Sphäre der Produktion
und die soziokulturellen Probleme in der

Sphäre des Konsums erkennen. Zurück-

greifend auf die Theorien von Ricardo
und Sraffa erarbeitet Knolle dann ein
einfaches Wirtschaftsmodell (mit leicht
verständlicher mathematischer Erweite-

rung im Anhang), das nicht nach weite-

rem Wachstum verlangt, sondern eine

Verbesserung der Lebensqualität ermög-
licht und ökologische Nachhaltigkeit ver-

spricht. Ein Zustand der Vollbeschäfti-

gung wird garantiert, indem der Anteil
der «produktiven» Arbeitskräfte im Un-
terbau beschränkt wird, sodass gerade
die wirtschaftlich notwendigen und öko-

logisch vertretbaren Basiswaren herge-
stellt werden können und damit der Ver-

brauch natürlicherRessourcenminimiert
ist, während die restlichen Arbeitskräfte
in den «unproduktiven», aber gesell-
schaftlich wichtigen Überbau umgeleitet
werden. Diese Absorbierung geht einher
mit einer Verkürzung der Lebensarbeits-
zeit und einer Ausdehnung der Freizeit,
welche wieder mit den humanistischen
Idealen eines intellektuell, moralisch
und materiell menschenwürdigen Le-
bens in Einklang gebracht werden soll. In
einem separaten Kapitel wird das Bei-

spiel der Musik als geistige und gesell-
schaftlich sinnvolle und Harmonie för-
dernde Aktivität dargestellt.
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Knolle zeigt die Notwendigkeit eines

alternativen ökonomischen Modells, das

nicht nur die Probleme der Beschäfti-

gung und der unfreiwilligen Arbeitslo-
sigkeit sowie der Verteilung, sondern
auch die ökologischen Herausforderun-

gen unserer Zeit wirkungsvoll anzuge-
hen erlaubt. Das vorgeschlagene Modell
greift zurück auf die klassische Vertei-

lungstheorie: Weil die Produktion ein so-
zialer Prozess ist, muss die Verteilung
ebenfalls sozial erfolgen. Dies impliziert,
dass die Probleme der Verteilung des So-

zialprodukts und der Verschwendung
von Naturressourcen nicht durch den

Markt, sondern auf sozialer oder politi-
scher Ebene zu lösen sind. Hierbei gilt es,

im Sinne des Club of Rome eine ökolo-

gisch nachhaltige und mit sozioökono-
mischen Interessen möglichst verträgli-
che Verteilung sowohl innerhalb der
Wirtschaft als auch zwischen der Wirt-
schaft und dem politischen, rechtlichen,
kulturellen und sozialen Bereich zu fin-
den. Dies setzt nicht nur ökonomisches,
sondern insbesondere auch soziales und
kulturelles Umdenken voraus.

Das Buch bespricht hoch komplexe
Probleme in extrem komprimierter Form.
Dennoch versteht es der Autor, mithilfe
von Beispielen und konkreten Fragestel-

lungen die Thematik von Wachstum und
Umwelt verständlich darzustellen. Dies

regt zu weiterem Nachdenken an.

Andreas von Ah

Carola Meier-Seethaler: Ursprünge und Be-

freiungen. Eine dissidente Kulturtheorie.

Vollständig überarbeitete Neuauflage. Ver-

lag Opus Magnum, Stuttgart 2011 (548 S.)

«An feministischen Büchern herrscht ge-

genwärtig gewiss nicht Mangel; das The-

ma Frau hat nun schon seit Jahren Kon-

junktur wie kaum ein anderes.» Die Wor-

te, mit denen Elsbeth Pulver in den
Schweizer Morratshe/fen ihre Rezension

von Ursprünge nnd Se/reiimgen 1989 ein-
leitete, dürften heute, da von bestimmter
Seite schon vom «Postfeminismus» die
Rede ist, an Aktualitätsbezug eingebüsst
haben. Carola Meier-Seethaler, feminis-
tische Kulturanthropologin und Philo-
sophin, weist im Vorwort zur Neuausga-
be ihres Opus magnum selbst auf den
verlorenen Schwung der Frauenbewe-

gung in den letzten 25 Jahren hin. Wozu
also überhaupt eine Neuausgabe, könnte

man fragen, in einer Zeit, in der eine his-
torisch ausgreifende und thematisch
breit angelegte Kulturtheorie aus femi-
nistischer Perspektive wie ein Findling
in der intellektuellen Landschaft liegt.
Ein Monument aus bewegten, aber nichts-

destoweniger vergangenen Zeiten?

Überhaupt nicht. Die feministische
Perspektive in Wissenschaft und For-

schung ist heute vielfältiger, differen-
zierter und streitbarer denn je. Und die
Dissidenz einer solchen Kulturtheorie
stellt sich nach wie vor, nein, gerade heu-

te als besonders akut heraus. Ich will
mich hier - angesichts der Materialfülle
des Buchs notwendigerweise - auf ein

paar Aspekte beschränken, die mir die-
ses Querstellen zu gängigen dominanten
Denktrends in der postmodernen Gesell-

schaft geradezu als Desiderat erscheinen
lassen. Der Titel des vierten Kapitels lau-
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tet «Befreiung zur Partnerschaft». Meier-
Seethaler hat, wie sie festhält, viel Arbeit
in die Neufassung dieses Kapitels inves-

tiert, was natürlich den rasanten Ent-

Wicklungen der letzten beiden Dekaden

geschuldet ist, zugleich aber der Autorin
auch als Ausweis einer kritischen Wach-

heit und eines Willens zum Wissen be-

scheinigt werden muss.
Und der Titel des vierten Kapitels lässt

sich quasi als Fanal lesen: Partnerschaft
als Gegenparadigma zu Herrschaft, und

zwar im Verhältnis des Menschen zu sich

selbst, zu anderen Menschen, zur Natur.
Das ist zwar so neu nicht, aber deswegen
auch nicht veraltet. Wichtig erscheint vor
allem das Korollar: Befreiung zur Part-
nerschaft bedeutet Befreiung i/ora der

Herrschaft. Das hat vielerlei Implikatio-
nen, von psychoanalytischen über fami-
lienpolitische bis zu wirtschaftlichen
und wissenschaftlichen.

Betrachten wir die Letzteren. Der Tri-

umphalismus eines patriachalen Den-
kens in Wissenschaft und Technik bleibt
immer noch viel zu wenig hinterfragt.
Der Stimmton eines wissenschaftlich-
technischen Machismo, den Francis Ba-

con mit seiner «männlichen Geburt der

Zeit» vor 400 Jahren angeschlagen hat,

hält bis heute an. Vom Homunkulus in
der Retorte des Alchemisten über Dr.

Frankensteins Bastelei aus Leichenteilen
bis zu den Gen-Architekten von heute

treffen wir auf das Motiv der «rein»

männlichen, asexuellen Produktion des

Menschen - es geht auch ohne Frau. Im
Science-Fiction-Film Matrix wächst der

künftige Mensch im Fruchtwasser künst-
licher Uteri heran. Ausdrücklich sinnier-
ten die Pioniere des Human Genome Pro-

ject über die erste künstlich hergestellte
menschliche Gensequenz als über einen
«Adam II». Ohnehin offenbart gerade der

gegenwärtige Kult der artifiziellen Wel-

ten eine Mentalität des Herrschens über
selbst gemachte Reiche.

Im Sinne der Befreiung zur Partner-
schaft impliziert dies für Meier-Seetha-
1er die «Reklamation der patriarchalen
Realitätsverluste» (S. 464). Realitätsver-

lust - der Begriff entwickelt angesichts
der forschungspolitischen Gegenwart
eine geradezu unheimliche Bedeutung,

wenn man an das «Wahnpotenzial» ge-
wisser Forschungsprojekte denkt. Moder-

ne Physik, Neurobiologie oder Künstli-
che-Intelligenz-Forschung konstruieren

ja hochartifizielle Realitäten in den La-

bors und für diese Konstruktionen bean-

spruchen sie den Status der «wirklichen»
Wirklichkeit. Das heisst, hier verschafft
sich wissenschaftliche Definitions- und

Deutungsmacht Ellbogenfreiheit.
Die Gehirnforschung z.B. nimmt zu-

nehmend dreister für sich in Anspruch,
zu wissen, wie wir Menschen ticken: un-
ser Bewusstsein, unser Gefühlsleben,

unser Selbst. Und es erscheint denn letzt-
lieh auch als Konsequenz dieser For-

schungslogik, dass der neurowissen-
schaftliche Diskurs das Gehirn «gende-
risiert». Schon in den i970er-Jahren

sprachen dissidente Wissenschaftsfor-
scherinnen wie Susan Leigh Star von
«pro-patriarchaler Politik». Durch die

Hirnforschung würden die Geschlech-

terdifferenzen auch neuronal festge-
schrieben und somit die Frauen von ih-

rem «spezifischen» Hirn her determi-
niert. Biologismus in neurologischer
Variante.

Das heisst nicht, und Meier-Seethaler
betont dies auch, dass die Hirnforschung
keinen Beitrag zum Verständnis der Ge-

Schlechterdifferenzen leisten kann. Viel-
mehr macht sich hier der dissidente Blick
mit Nachdruck geltend, das heisst der
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Einspruch im Namen eines lebensweltli-
chen Wissens, das sich in allen Bereichen

unseres Zusammenlebens angereichert
hat und das sich nie vollständig in eine
wissenschaftliche Begrifflichkeit über-

setzen lässt. So verstehe ich auch Meier-
Seethalers Plädoyer für ein neues altes

Verständnis des Begriffs «cultura», also

der «Pflege der ihn [den Menschen, E. K.]

umgebenden Natur», des Schutzes «des

Lebens von seinem [des Menschen, E.K.]
höheren Wissensstand aus, der Erweite-

rung und Vertiefung mitmenschlicher
Beziehungen (was mit der Hinwendung
zum Kind beginnt) und die Gestaltung
des Lebens durch die Schöpfung einer äs-

thetischen Kultur». (S. 464 -

Dieses Wissen gedeiht nicht unter Ex-

perten, vielmehr: in diesem Wissen sind

wir alle Experten - oder Laien. Partner
eben. Damit ist ein weiterer, ein zentraler
Punkt angesprochen. Gegen den «Impe-
rialismus der Naturwissenschaft und de-

ren Bündnis mit Vertretern von Wirt-
schaft und Politik», so Meier-Seethaler,

«gibt es nur eine grosse Hoffnung: den

Sfrei'fcderLa/en.» (S.468) Das klingt nach
dramatischem Aufstand und nach offe-

ner Konfrontation, deutet aber auf ein
tiefes Unbehagen in der gegenwärtigen
Expertenkultur hin. Es gibt ja heute na-
hezu für alles Experten. Wir verlernen im
Expertenbasar, auf unseren eigenen Kör-

per, auf unser eigenes Urteil zu hören.
Und zwar im alten Sinne derAufklärung:
Wage, dich deines eigenen Verstandes zu
bedienen. Der Aufrufwird in dem Masse

dringlicher, in dem uns die neuen
Technologien die Verstandestätigkeit ab-

nehmen.
Meier-Seethaler evoziert hier ein «Lai-

entum», in dem sich Dissidenz Ausdruck
verschafft als Skepsis gegenüber dem

wissenschaftlichen Expertentum unse-

rer Zeit, zugleich aber als wiederzuge-
winnendes Vertrauen in das «Zusam-

menspiel von rationalen und emotiona-
len Erkenntniskräften» (S.472) in uns
selber. Frauen seien sozusagen die «Ur-

laien», denn als lange von den «Hochbur-

gen der Wissenschaft» (S. 468) Ausgestos-
sene stünden sie deren Fiktionen auch

unbefangener und als lange Bevormun-
dete deren Definitionsmacht skeptischer
gegenüber.

Dies als ein Prärogativ der Frau aufzu-
fassen widerspräche freilich dem Postu-
lat der Partnerschaftlichkeit. Denn des-

sen Kernanliegen ist ja gerade die Über-

Windung des Polaritätsdenkes. Und
hierin liegt die Aktualität von Meier-
Seethalers Buch. Es ist - mit einem Wort -
ein Appell an uns alle, Frauen und Män-

ner, die Kultur der Dissidenz als Fortset-

zung einer immer unabgeschlossenen
und immer gefährdeten Aufklärung zu
pflegen und aufrechtzuerhalten. Auf je-
dem Gebiet.

Eduard Kaeser
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